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1. Ideengeschichtliche Frontlinien:
Repräsentation gegen Demokratie?

Repräsentation ist ein weiter, geradezu proteusartiger Begriff, der in
kirchenrechtlichen, rechtshistorischen, verfassungsgeschichtlichen und poli­
tisch-philosophischen Kontexten seine Bedeutung entfaltet und sich dann je

• Notizen und Gedanken zu: BenediktHaller,Repräsentation. Ihr Bedeutungswan­
del von der hierarchischen Gesellschaft zum demokratischen Verfassungsstaat, Diss.
phi!. Münster 1987. Die in Klammem gesetzten Seitenzahlen im Text beziehen sich auf
diese Studie.
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von earl Schmitt in der Weimarer Republik dann wiederum in überaus
effektvoller und z.T. noch immer nachwirkender Weise in einen scharfen

Gegensatz zur wahren, echten (Akklamations-) Demokratie gestellt6; von
den einen als Notbehelf und technisch unerläßliche Kompensation für die im
Grunde erstrebenswerte Urform der direkten Demokratie betrachtet (Kel­
senf, von den anderen als qualitative Verbesserung, ja "Veredelung" der
Entscheidungsfindung und als unvermeidlicher Ausdruck des modernen
gesellschaftlichen Prinzips der Arbeitsteilung geschätzt (Sieyes)8- so hat der
Begriff der Repräsentation, demokratischer zumal, eine durchaus wechsel­
volle Karriere hinter sich. Zuweilen leugnete man gar die repräsentative
Funktion parlamentarischer Volksvertretungen und akzeptierte die Formel
von der ,Repräsentation des Volkes' lediglich als politische Redeweise. Dies
geschah im Wege rechtstechnischer Reduktion der Volksgesamtheit als origi­
närer politischer Größe zu einem bloßen Organ des als Willensverband
begriffenen Staatskonstruktes; das Volk ist demnach kein Rechtssubjekt, und
die Volksvertreter fungieren allein als Organe des Staates, nicht des Volkes9•

Repräsentativverfassung, Diss. Berlin 1979, S. 236 ff., 260 ff. Speziell über Gentz'
Person j. Burckhardt, Gestalten und Mächte, 5. Aufl., 1984, S. 299 ff. - Zum allge­
meinen zeitgeschichtlichen Hintergrund des Kampfes zwischen ,Monarchie und Volks­
souveränität' F. Schnabel, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert, Bd. 2, 1933 (ND
1987), S. 78 ff., 263 ff.; anschaulich auch Th. Nipperdey, Deutsche Geschichte
1800-1866,1983, S. 272 ff. Souveräner Überblick zur Lage des Reiches nach 1815 bei
K-G. Faber, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert: Restauration und Revolution,
1979, S. 24 ff., 54 ff., 82 ff.

6 C. Schmitt, Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus,
5. Aufl., 1979, S. 5 ff., 13 ff., 30 ff.; ders., Verfassungslehre, 5. Aufl., 1970, S. 204 ff.,
215, 218, 243 ff.; ders., Volksentscheid und Volksbegehren, 1927, S. 34; ders., Der
bürgerliche Rechtsstaat, in: Abendland. Deutsche Monatshefte für europäische Kultur,
Politik und Wirtschaft, 3. Jg., 1927/28, Heft 17, April 1928, S. 201 ff. Ebenfalls von
strikter Unvereinbarkeit der Repräsentation mit der Demokratie ausgehend S. Lands­
hut, Der politische Begriff der Repräsentation (1964), in: Zur Theorie und Geschichte
der Repräsentation (Fn. 5), S. 482 ff.

7 H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2. Aufl., 1929, S. 3 ff. Reprä­
sentation ist für Kelsen Fiktion der Identität von Volks- und Repräsentantenwillen:
ebd., S. 30 f.; ders., Allgemeine Staatslehre, 1925 (ND 1966), S. 314 ff.; ders., Reine
Rechtslehre, 2. Aufl., 1960, S. 301 ff.

S Das Argument der - einem Zug der allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklung
entsprechenden - Arbeitsteilung nimmt bei Sieyes.,einen hohen Stellenwert ein: s.
Emmanuel joseph Sieyes, Politische Schriften 1788-1790, hrsgg. von E. Schmitt u.
R. Reichardt, 2. Aufl., 1981, S. 266 f.; E. Schmitt, in: HZ 213 (1971), S. 529 ff.
(563 ff.). Zur Arbeitsteilungsidee auch Kelsen, Demokratie (Fn.7), S. 29 ff. Der
Veredelungs- und Selbstvergütungsgedanke ist in neuerer Zeit vor allem von H. Krü­
ger, Allgemeine Staatslehre, 2. Auf!., 1966, S. 233, 238 ff., 249 f., dem selbst der
Wähler eine "repräsentative Figur" (S. 250) ist, ausgearbeitet worden. Weiterführend
D. Suhr, Repräsentation in Staatslehre und Sozialpsychologie, in: Der Staat 20 (1981),
S. 517 ff.

9 P. Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 2, 5. Aufl., 1911, S. 177;
s. auch Bd. 1, S. 296 ff.; ähnlich bereits C. F. v. Gerber, Grundzüge eines Systems des
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Wenn das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland nun in Art. 20 II
die Idee der Volkssouveränität proklamiert und zugleich die Ausübung
staatlicher Herrschaft strikt repräsentativ ausgestaltet, so stellt sich die Frage
nach der ideengeschichtlichen wie (verfassungs- )historischen Konzeptualisie­
rung demokratischer Repräsentation nur umso dringlicher.

11. Repraesentatio und corpus Christi mysticum

Ein kurzer historischer Rückblick verdeutlicht die Konturen des Problems.

Vormoderne Repräsentationstheoreme verweisen auf tiefsitzende Struktu­
ren, die im demokratischen Kontext eine neue Dimension erhalten. Das hohe
Mittelalter war geprägt durch die Repräsentationskonkurrenz zwischen Kir­
che und Reich, sacerdotium und regnum, Papst und KaiserlO• Die Aufspal­
tung der weltlich-religiösen Einheit des corpus mysticum durch den Investi­
turstreit sowie die weiteren Konflikte des 12. bis 15. Jahrhunderts, etwa das
große abendländische Schisma, ließ die durch die Amtskirche zu repräsentie­
rende Einheit des christlichen Abendlandes zweifelhaft werden. Gerade die

Unentscheidbarkeit eines Vorrangverhältnisses zwischen der Repräsentation
des corpus mysticum und der des "politischen" Imperium führt - so Haller in
Übernahme eines auch von Böckenförde aufgegriffenen Gedankens Otto
Hintzes (62) - zur Wiederbelebung, Freisetzung, Stärkung und Autonomisie­
rung der weltlichen Gewalt. In die Ordnungslücken, die die sich wechselseitig
paralysierenden Universalmächte (mit den Folgeerscheinungen einer Säkula­
risierung des bürgerlichen Gemeinwesens einerseits, einer parallel dazu statt­
findenden Vergeistlichung der Papstkirche andererseits) entstehen ließen,
stieß zunächst die für die modernen Volksvertretungen in manchem als
Vorläufer zu verstehende Ständegesellschaft (63 ff.) mit ihrer Idee ,repräsen­
tativer' Vertretung eigener Interessen, um dann vom absoluten, ,souveränen'
Staat mit seiner zum Teil naturrechtlich untermauerten Vorstellung einer
konsumtiven oder absorptiven Repräsentation 11 abgelöst zu werden.

deutschen Staatsrechts, 3. Aufl., 1880, S. 77 Anm. 3, 231 ff. Vgl. auch G. fellinek,
Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl., 1914, S. 582 ff., der aber durchaus ein Rechtsverhält­
nis zwischen Parlament und Volk herzustellen bemüht ist. Dazu u. a.: D. fesch, Gesetz
und Verwaltung, 2. Aufl., 1968, S. 85 ff.; K.-f. Bieback,Die öffentliche Körperschaft,
1976, S. 373 ff. - Kritisch zu Jellineks Konstruktionsversuchen insb. Leibholz (Fn. 1),
S. 110 ff. und bereits H. Kelsen,Hauptprobleme der Staatsrechtslehre, 2. Aufl., 1923,
S. 482 ff. - C. Schmitt, Römischer Katholizismus und politische Form (2. Aufl. 1925),
1984, S. 44 hat jene Lehren Labands und Jellineks spöttisch als "Gelehrtenmytholo­
gie" bezeichnet.

10 Dazu aus neuerer Zeit vor allem H. G. Walther,Imperiales Königtum, Konzilia­
rismus und Volkssouveränität, 1976.

11 Der Begriff der absorptiven Repräsentation betont die "Aufsaugung" der
ursprünglich (,quoad substantiam') beim Volk liegenden Urgewalt durch eine Instanz,
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Ältere Schichten der Repräsentationsidee rücken ins Blickfeld, wenn man
hinter diese vom politischen Herrschaftsaspekt dominierten Konstellationen
zurückgreift. Insbesondere die juristische Ausformung der Kirche und ihr
Verständnis als (repräsentative) Körperschaft, als corpus Christi mysticum12,

ist hier von Bedeutung. Die vom richtigen Verständnis des Herrenmahlsakra­
mentes13 ihren Ausgang nehmenden ekklesiologischen Vorstellungen von der
Kirche als der Einheit des Leibes Christi, die in diesem enthalten wie
gegründet ist, ihn in gewisser Weise ,bildet' und sogleich sichtbar präsen­
tiert14 - jene Idee von der Kirche als einer personhaften Repräsentation
Christi mit diesem als Haupt, eben: als corpus Christi mysticum, ist ebenso
fundamental wie die im Beziehungsgefüge von Römischem Recht, Kanoni­
stik und Legistik sich entwickelnde juristische Korporationslehre, die das
Problem der Identität und Kontinuität eines sich als Einheit begreifenden
Personenverbandes trotz des Wechsels seiner Mitglieder dadurch einer
Lösung zuführt, daß sie die Handlungen eines Teils dem als solchen aktions­
unfähigen, aber dauerhaft existenten Gesamtverband zurechnet15• Durch

in der sich die Willenskräfte der Repräsentierten gleichsam bündeln, ohne daß bei der
originären Basisgröße noch irgendwelche Rechte bestehen blieben. Der Terminus
erscheint etwa bei Jellinek (Fn.9), S.569 und bereits bei O. v. Gierke, Johannes
Althusius und die Entwicklung der naturrechtlichen Staatstheorien, 7. Ausg., 1981,
S. 194, 214, 216.

12 Dazu etwa T. Struve, Die Entwicklung der organologischen Staatsauffassung im
Mittelalter, 1978, S. 21 ff., 58 u.ö.; G. Dohrn-van Rossum, Organ, Organismus,
Organisation, politischer Körper (I-VI), in: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd.4,
1978, S. 533 ff., 538 ff.; zur Bedeutung der Vorstellung einer körperschaftlichen
Existenz der Kirche s. auch O. v. Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, Bd. 3,
1881, S. 108 ff. - Die politische Anatomie behandelt illustrativ D. Peil, Untersuchun­
gen zur Staats- und Herrschaftsmetaphorik in literarischen Zeugnissen von der Antike
bis zur Gegenwart, 1983, S. 307 ff., 489 ff.; zu organischen und technischen Staatsme­
taphern auch A. Demandt, Metaphern für Geschichte, 1978, S. 79 ff., 277 ff.

13 Ansttengungen zur überwindung der in den Lehrverurteilungen (Verwerfungs­
sätze, Anathematismen) des 16. Jahrhunderts geronnenen, aber viel zu undifferenzier­
ten Vorstellungen über die rechte Auffassung der Eucharistie (hier die Idee ubiquitärer
Realpräsenz im Protestantismus, dort die katholische Transsubstantiationslehre)
dokumentieren die sehr sorgfältigen ökumenischen Dokumente: Das Herrenmahl,
1978, insb. S. 31 ff., 85 ff.; Das Opfer Jesu Christi und seine Gegenwart in der Kirche,
hrsgg. von K. Lehmann u.E. Schlink, 1983, S. 215 ff.; Lehrverurteilungen - kirchen­
trennend?, Bd. I, hrsgg. von K. Lehmann und W. ~annenberg, 1986, S. 77 ff., 89 ff.,
104 ff. Einen guten überblick gibt der Art. "AbendMahl" im Evangelischen Kirchenle­
xikon, Bd. 1, 1986, Sp. 5 ff.; erschöpfend die Behandlung in: TRE, Bd. I, 1977,
S.43-229.

14 H. SchliertJ. Ratzinger, Art. "Leib Christi", in: Lexikon für Theologie und
Kirche, Bd. 6, 1961, Sp. 907 ff.; jetzt ausf. H. Brunner, Der organologische Kirchen­
begriff in seiner Bedeutung für das ekklesiologische Denken des 19. Jahrhunderts,
1979, S. 21 ff. (insb. zur ekklesiologischen Wendung des ursprünglich auf die Euchari­
stie bezog~nen Begriffs des corpus Christi mysticum).

15 Im Uberblick D. Wyduckel, Ius Publicum, 1984, S. 99 ff.; W. Krawietz, Art.
Körperschaft, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 4,1976, Sp. 1101 ff.;
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Identifizierung der Repräsentanten mit dem zu repräsentierenden Verband
verkörpert sich in jenen die Einheit der Gesamtheit, und zwar in doppelter
Weise: einmal in Gestalt der gewissermaßen vormundschaftlichen Vertre­
tung der Körperschaft durch eine natürliche Person (Vorsteher) nach außen,
andererseits in der Binnenperspektive als "kollegiale Verkörperung einer
Vielheit" 16,d. h. als Identifizierung eines privilegierten, ausgewählten Teils
mit dem Gesamtverband (des Rates mit der Stadt, der Stände mit dem Land).
Identität gewinnt ein Verband (civitas, universitas) gewissermaßen erst durch
Repräsentation."

Zu den älteren Traditionssträngen steht der modeme Repräsentationsbe­
griff in spannungsvollem Bezug. Differenzen wie Gemeinsamkeiten zu beto­
nen besteht um so mehr Veranlassung, als man noch immer gern unter
Berufung auf Formeln earl Schmitts und Gerhard Leibholz' das überzeitlich­
ahistorische "Wesen" der Repräsentation, ihre spezifische Art "höheren
Seins" , ihre Verwurzelung in einer ideellen Wertsphäre, ihre Dialektik etc. zu
bemühen pflegt17. Im Gegensatz zu solchen überladenen Stilisierungen kön­
nen wir mit Haller als vorläufigen zentralen Unterschied zwischen mittelal­
terlicher und moderner Repräsentation festhalten, daß jene jedenfalls in
Gestalt der Repräsentationsansprüche der Universalmächte Papst und Kaiser
eine bereits feststehende, vorgegebene, materiale, homogene, durch Autorität
und Tradition vorweg stabilisierte Einheit gleichsam nur vorstellt, abbildet,
greifbar und handlungsfähig macht, während unter demokratisch-parlamen­
tarischen Prämissen Repräsentation eher den Prozeß der Hervorbringung
einer Einheit als Ergebnis der Aufnahme partikularer, heterogener und auch
widerstreitender Willensmomente meint18. Dort wird eine (präexistente)

Podlech (Fn. 1), S. 510 ff. - Zum Hintergrund F. Wieacker, Privattechtsgeschichte der
Neuzeit, 2. Aufl., 1967, S. 71 ff.; H. J. Wolf(, Organschaft und Juristische Person,
Bd. 1, 1933, insb. S. 184 ff., 187 ff., 198 ff.; Hofmann (Fn. 1), S. 121 ff., 145 ff.;
besonders deutlich die Akzentuierung des Körperschaftsstatus der Kirche als Wand­
lungsprozeß bei R. Sohm, Kirchenrecht, Bd. 2, 1923, S. 105 ff. - Zur ,Rechtspersön­
lichkeit des Staates' umfassend die gleichnamige Schrift von U. Häberlin, 1959;
speziell über die Theorie der juristischen Person im 19. Jahrhundert: Bieback (Fn.9),
passim; F. Schikorski, Die Auseinandersetzung um den Körperschaftsbegriff in der
Rechtslehre des 19. Jahrhunderts, 1978, insb. Teil 2.

16 Hofmann (Fn. 1), S. 191 ff., ferner S. 248 ff.; speziell zur ,doppelten Repräsenta­
tion' zusammenfassend ders., Recht - Politik - Verfassung, 1986, S. 11 ff.

17 Schmitt, Verfassungslehre (Fn. 6), S. 209 f.; Leibholz (Fn. 1), S. 26, 31 ff., 37.
18 Vor allem H. Heller, Staatslehre, 6. Aufl., 1983, hat sehr berechtigt auf die

romantische Färbung der Fiktion eines einigen Volkes mit einem einzigen Willen
hingewiesen (S. 183 ff.; 185: "Volksmetaphysik") und dementgegen den Staat gerade
als "organisierte Entscheidungs- und Wirkungseinheit" (S. 259 ff.) - und eben nicht
als apriorische Willenseinheit - konzipiert. S. auch H.-P. Schneider, Die parlamentari­
sche Opposition im Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, 1974,
S. 374: Pluralität als "Funktionsbedingung demokratischer Willensbildungs- und Ent­
scheidungsverfahren". Zum Pluralismuskonzept P. Häberle, Verfassung als öffentli-
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Einheit nur dargestellt, hier im Prozeß der Herrschaftsausübung erst herge­
stellt19•

III. Demokratische Repräsentation

im pluralistischen Staat

Damit ist die zentrale Fragestellung vorgegeben: Welche Bedeutung
kommt der Repräsentation unter der Voraussetzung einer modernen, demo­
kratisch-egalitären Staatsbürgergesellschaft heute (noch) zu? Kann man
angesichts jener offenbar desintegrativen Prozesse der Aufspaltung, ja Auf­
splitterung von Werthaltungen, Interessenkalkülen und individuellen wie
kollektiven Zielvorstellungen, wie sie für die Moderne infolge des Zerfalls
überkommener, stabilitätsverbürgender Traditionsbestände20 charakteri­
stisch sind, überhaupt Voraussetzungen für ein Gelingen der "Integration
einer pluralistischen Gesellschaft" (15) benennen?

In demokratisch-freiheitlichen Gesellschaften firmiert Repräsentation als
Inbegriff der Vermittlung des politisch-administrativen Herrschaftssystems

cher Prozeß, 1978, S. 142 ff. mwN; zu den verschiedenen Theorievarianten und
-elementen s. jetzt P. DunleavylB. O'Leary, Theories of the State, Basingstoke 1987, S.
13-71 (zum Neopluralismus S. 271-318); vgl. auch R. A. Dahl, Dilemmas of Pluralist
Democracy, New Haven-London 1982, S. 31 ff. - In Deutschland überwiegt seit jeher
die Pluralismuskritik: vgl. H. Krmendahl, Pluralismustheorie in Deutschland, 1977,
insb. S. 105 ff., 243 ff.; H. H. v. Arnim, Gemeinwohl und Gruppeninteressen, 1978,
S. 148 ff.

19 Haller befaßt sich in einem gesonderten Kapitel mit der wohl modernsten
Variante der Repräsentationsidee in Gestalt der Systemtheorie Niklas Luhmanns.
Natürlich hält Luhmann jene Figur (wie Demokratie, Souveränität, Staat, Individuum,
Gerechtigkeit etc. auch) für hoffnungslos veraltet. Angesichts der hochkomplexen,
funktional differenzierten modernen Gesellschaft, in der Politik nur ein Subsystem
neben anderen bilde und alle hierarchischen Vorstellungen einer ,Spitze', eines ,Zen­
trums' fehlgingen, kann es für Luhmann keinen Gesamtsinn, kein Gemeinwohl und
auch keine die Situation und den "Sinn" der Gesamtgesellschaft reflektierende Instanz
geben. Die "Reflexion der Gesamtgesellschaft auf ihre Identität" (93) kann eben nicht
von einem Subsystem geleistet werden, die moderne Gesellschaft ist ihm ein "System
ohne Sprecher und ohne innere Repräsentanz" (N. Luhmann, Politische Theorie im
Wohlfahrtsstaat, 1981, S. 22). Deswegen, so Luhmapn, ist die Kategorie der Repräsen­
tation für sich nicht mehr begründbar und nur noch von begriffshistorischem Interesse,
aber ohne aktuelle Bedeutung. Diese Erledigung der Repräsentationsidee führt in
grundlegenden verfassungstheoretischen, aber auch brisanten verfassungsrechtlichen

Frafen der repräsentativen Demokratie nicht weiter.
2 Literarisch reflektiert bei F. Pessoa, Das Buch der Unruhe, 1985, S. 13 ff. - Zur

Bedeutung dieses Vorganges für die Positivierung und Relativierung des Rechts
H. Dreier, Rechtslehre, Staatssoziologie und Demokratietheorie bei Hans Kelsen,
1986, S. 269 ff., 285 ff.; die Verschränkung von Recht, Politik und Moral postuliert
J. Habermas, Wie ist Legitimität durch Legalität möglich?, in: Kritische Justiz 20
(1987), S. 1 ff.
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mit den pluralen gesellschaftlichen Interessen, Meinungen und Wünschenl1•
In Ermangelung objektiver, invarianter Vernunftwahrheiten, zu denen auch
nicht im Wege einer angeblich rationalitätsverbürgenden Diskussion der
Versammlung zu gelangen ist, sind moderne Abgeordnete ungeachtet ihrer
institutionellen Freistellung (vgl. Art. 38 I GG) nicht die berufenen Wahrer
eines abstrakten Gemeinwohls, sondern exponierte Vertreter der sozial,
wirtschaftlich, religiös, koQfessionell, ethisch, kulturell und politisch segmen­
tierten Gesellschaft. Der Wille der im wesentlichen aus technisch-arbeitsteili­

gen Gründen zu etablierenden Repräsentativkörperschaft gilt, weil er Wille
der - eine Gesamteinheit begrifflich voraussetzenden - Mehrheirl ist, nicht,
weil er eine objektive Vernunft verkörpert: voluntas statt ratio. Gerade
deswegen bedarf die repräsentativ ausgeübte Herrschaft besonderer Legiti­
mation, d.h. vor allem: der Wahl. Und diese ist nicht mehr im Grunde zu
vernachlässigendes Element bloßer Personalrekrutierung für das aus eigenem
Recht omnipotente, weil das Gesamtinteresse der Nation authentisch inter­
pretierende Parlament: eine solche, von Edmund Burke vertretene Auffas­
sung setzt voraus, daß man den gesamten politischen Körper gerade nicht als
Ausdruck einer Summe subjektiver Einzelwillen begreift, sondern als aus der
Geschichte erwachsene und in sie hineingestellte Einzelform und Einzelaus­
prägung der historisch alles überwölbenden, insb. generationenübergreifen­
den nconstitution"23. Wahl bedeutet unter demokratischen Vorzeichen viel­
mehr den fundamentalen Vorgang der Legitimation bestimmter Personen zur
zeitlich begrenzten Ausübung der Staatsgewalr4; sie ist das Band, welches
das Volk mit seiner Vertretungskörperschaft verknüpfr5•

21 Dazu in Weiterführung des insb. von Hennis rezIpIerten englischen ,trust'­
Gedankens (W. Hennis, Amtsgedanke und DemokratiebegriH, in: Festgabe für Rudolf
Smend, 1962, S. 51 H.) E.-W. Böckenförde, Demokratie und Repräsentation, 1983,
S. 18 H. Kritisch zum Amtsgedanken J.Isensee, Demokratie - verfassungsrechtlich
gezähmte Utopie, in: Aktuelle Herausforderungen der repräsentativen Demokratie,

hr~. von U. Matz, 1985, S. 43 H. (45 H.); Badura (Fn. 1), Rn. 27.
Zur Mehrheitsregel ausführlicher H. Dreier, Das Majoritätsprinzip im demokra­

tischen Verfassungsstaat, in: ZParl17 (1986), S. 94 H.
23 Siehe in der nun leicht zugänglichen Ausgabe der Manesse-Bibliotltek (Zürich

1987) E. Burke, Betrachtungen über die Französische Revolution (London 1790),
S. 74 H., 81 H. und passim; dazu ausführlich Hofmann (Fn. 1), S. 454 H. und H. F.
Pitkin, The Concept of Representation, Berkeley - Los AngeIes - London 1972,
S. 168 H. - S. auch P. Alter, Edmund Burke. Reformdenken in der Epoche der
Revolution, in: Geschichte und politisches Handeln, hrsgg. v. P. Alter u.a., 1985,
S. 70 H.

24 "Der in seiner Struktur rationale Wahlmodus vermittelt heute den Parlamenten
ihre repräsentative Legitimität" (Leibholz (Fn. 1), S. 163).

2S Denn, wie Smend sagt, am Wahlrecht kann man ablesen, "welche gesellschaftli­
chen Klassen die herrschenden im Staate sind" (R. Smend, Staatsrechtliche Abhand·
lungen, 2. Aufl., 1968, ~. 27). Zur staatstlteoretischen Bedeutung des Wahlvorganges
vor allem P. Badura, Uber Wahlen, in: AöR 97 (1972), S. 1 H. Allgemein über
"Vorschlag und Wahl" D. Sternberger, Herrschaft und Vereinbarung, 1986, S. 139 H.
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Der Wahlakt allein löst indes noch nicht das Problem, wie aus der Vielzahl
individueller Willen eine einheitliche, auf die potentielle Zustimmung der
Aktivbürgerschaft gegründete Staatsgewalt hervorgehen kann. Dazu muß
man sich weitere Implikationen repräsentativer Herrschaft und ihrer institu­
tionellen Vermittlung mit den Vorstellungen der Bürger vergegenwärtigen.

IV. Das Repräsentationskonzept der Federalists

1. Repräsentation des Volkes

Kennzeichnend für den demokratischen Repräsentationsbegriff ist das
Institutionengefüge der "westlichen Demokratien "26 mit parlamentarischer
Repräsentation und Garantie des freien Mandats. Verfassungshistorisch läßt
sich diese demokratische Idee der Repräsentation am besten anhand der
Verfassungsdiskussionen in den Vereinigten Staaten von Amerika im Vorfeld
der Entscheidung über die Annahme der Constitution im Jahre 1787 exem­
plifizieren. Bildete doch dort gerade die fehlende Repräsentation der Kolo­
nien im englischen Parlament die "protestauslösende Unrechtserfahrung"
(97) und damit - neben anderen, vor allem auch wirtschaftlichen Gründen­
den entscheidenden Anstoß für die verfassungsgeschichtlich so folgenreiche
Sezession27,auf die die eigentliche" Verfassungsrevolution" dann erst folgte.
Geradezu kanonische Bedeutung kommt insoweit den traditionsstiftenden
Dokumenten der "Federalists"28 zu. In Gestalt politischer Publizistik entwer­
fen diese von Alexander Hamilton, James Madison und John Jay verfaßten
Essays nichts geringeres als das erste tragende Konzept repräsentativ-demo­
kratischer Herrschaft in einem Großflächenstaat - und das auf der Basis

eines akzeptierten Interessenpluralismus.

26 Zum Konzept der westlichen Demokratien vgl. die Aufsätze von Fraenkel
(Fn. 4); s. auch BVerfGE 5, 85/135, 197 H.

27 Leibholz (Fn. 1), S. 158: "Unter diesem Gesichtspunkt ist der amerikanische
Unabhängigkeitskampf nichts anderes wie ein Ringen eines Volkes um eine ,echte',
ihres fiktiven Charakters zu entkleidende Repräsentation." - Zur amerikanischen
Revolution und ihrer Bedeutung für die Verfassungsentwicklung neben den bei Haller
genannten Autoren: H. Steinberger, Konzeption und Grenzen freiheitlicher Demokra­
tie, 1974, S. 21 H., 83 H., 91 H.; ders., 200 Jahre amerikanische Bundesverfassung,
1987; H. Vorländer, Forum Americanum. Kontinuität und Legitimität der Verfassung
der Vereinigten Staaten von amerika, 1987 - 1987, in: JöR N.F. 36 (1987), S. 451 H.
Speziell zum Zusammenhang von puritanischer Revolution in England und amerikani­
scher Verfassungs- und Grundrechtstradition H.-Chr. Schröder, Die Grundrechtspro­
blematik in der englischen und amerikanischen Revolution, in: Grund- und Freiheits­
rechte im Wandel von Gesellschaft und Geschichte, hrsgg. v. G. Birtsch, 1981, S. 75 H.
(87 H.).

28 Zu ihnen im Überblick J. Gebhardt, in: Klassiker des politischen Denkens
(Fn. 4), S. 58 H. (mit Hinweisen zu Textausgaben S. 364 H.); neuestens Vorländer (Fn
27), S. 468 H., 473 H.
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Haller zeigt, wie mühsam sich in den Anfangsjahren des neuen Staates die
moderne Vorstellung der Repräsentation durchsetzte (97 H.), weil sie sowohl
die ,virtual representation' des englischen Heimatlandes (mit ihrer willkürli­
chen Wahlkreiseinteilung, mit Ämter- und Stimmenkauf sowie ihrer korpo­
rativen, nicht individualistischen Repräsentationsvorstellung) als auch die
,aktuale Repräsentation' der durch voting instructions gebundenen Manda­
tare der jeweiligen Wahlkreise, townships etc. zu überwinden hatte. Nach
dem alsbaldigen Scheitern aristokratischer Tugendkonzepte war Repräsenta­

tion des Volkes die Zauberformel, mit deren Hilfe die Errichtung eines
republikanisch-demokratischen Gemeinwesens auch in Großflächenstaaten
möglich werden sollte. In der Konsequenz dieses Gedankens werden alle
staatlichen Instanzen einschließlich des Senats als Repräsentationsorgan des
einen Volkes betrachter9• Dieses tritt nicht länger einer in der Regierung
verkörperten, vorgegebenen Einheit gegenüber. Es wird selbst zur alles
umfassenden Einheit (112 f.) und zum Inhaber der Souveränität, die sich
zuvörderst im Akt der Verfassunggebung artikuliert. In der Verknüpfung von
Demokratie und Repräsentation besteht die große amerikanische Neuschöp­
fung, deren reale Erscheinungsformen einschließlich ihrer Selbstgefährdungs­
momente Alexis de Tocqueville ausführlich und eindringlich analysiert hat.

Indes: Gerade die Rückführung aller Staatsgewalt auf den Willen des
Volkes, in der Formel "government by representation" schlagend zum
Ausdruck gebracht, zieht auf direktem Wege den Ausschluß des empirischen
Volkswillens bei seiner legislativen, exekutiven und judikativen Ausübung
nach sich. Denn das Volk ist nur Kreations-, nicht Handlungssubjekt3o• Im
Wahlakt erschöpft sich seine demokratische Potenz (und selbst hier ver­
schwindet der in eine Summe isolierter Individuen verwandelte Souverän in

der Wahlzelle, wie es earl Schmitt plastisch ausgedrückt hat31). Diversifizie­
rung, Aufspaltung und Pluralisierung der Repräsentation sind Folge der
"representative democracy" (115). Gewaltenteilung vertikaler wie horizon­
taler Art führt zur Ausbildung einer Mehrzahl demokratisch legitimierter,

29 Daß gerade im gewaltenteilenden Rechtsstaat Repräsentations- und damit Legiti­
mationsleistungen sowohl von der Legislative als auch von Exekutive und Judikative
erbracht werden, hat jüngst Habermas (Fn. 20), S.23 betont; s. auch G. Robbers,
Sicherheit als Menschenrecht, 1987, S. 165 ff.

30 Deutlich ausgesprochen in Federalist Nr. 63 (zit. nach B. J. Wright, The Federa­
list, Cambridge/Mass. 1961, S. 417): "From these facts, to which many others might
be added, it is dear that the principle of representation was neither unknown to the
ancients nor wholly overlooked in their political institutions. The ttue distinction
between these and the American governments, lies in the total exclusion of the people,
in their collective capacity, from any share in the lauer, and not in the total exclusion
of the representatives of the people from the administration of the former." (Hervorhe­
bung im Original, H.D.)

31 C. Schmitt, Positionen und Begriffe im Kampf mit Weimar-Genf-Versailles
1923-1939,1940, S. 111; s. auch ders., Der bürgerliche Rechtsstaat (Fn. 6), S. 202.
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sich wechselseitig kontrollierender und - je partiell- das Volk repräsentie­
render Träger staatlicher Gewalt, von denen keiner exklusiv die Repräsenta­
tion des Gesamtvolkes für sich reklamieren kann. Im Modell einer konstitu­

tionellen, d. h. durch eine auf einer höheren Rechtsebene angesiedelte Verfas­
sung gebundenen und beschränkten Demokratie greifen Repräsentationsidee
und Souveränitätsgedanke ineinander: Die aktuell zurückgenommene Sou­
veränität ist im Grunde gleichbedeutend mit der Behauptung des repräsen­
tativen Charakters aller politischen Gewalt (118). Hinzu tritt, daß gerade die
demokratische Souveränität wegen der Norwendigkeit der Organisation und
strukturierenden Vorformung des politischen Willens der Volksgesamtheit
immer nur »latente Souveränität,,32 sein kann. Haller formuliert dies treffend
dahin, daß Repräsentation in ihrer modernen Variante als "institutionelle
Mediatisierung der Volkssouveränität" (121) zu begreifen sei.

2. Allgemeinwohl und individuelle Präferenzen

Das legitimatorische Hauptproblem demokratischer Repräsentation
besteht nunmehr darin sicherzustellen, daß die Repräsentanten die tatsächli­
chen Wünsche, Meinungen und Interessen der Repräsentierten aufnehmen
und wirksam zur Geltung bringen. Das führt zu der bereits oben angespro­
chenen Frage, wie sich aus der Vielgliedrigkeit der empirischen Willen die
politische Einheit des Gesamtsystems herstellt und ausformt. Denn den Staat
auf die vielfältigen und wechselnden Präferenzen seiner Bürger zu gründen­
heißt das nicht, sich auf sehr schwankenden Boden zu begeben?

Als mögliche Anrwort diskutiert Haller zunächst das Modell Thomas
Paines. Dessen Verständnis zufolge werden die partikulären Zwecksetzungen
qua Repräsentation in geometrisch-technischer Weise wie im Zentrum eines
Kreises gebündelt. Diese Technik der Willensallokation allein soll die glückli­
che Koinzidenz von allgemeiner Gerechtigkeit und persönlichem Vorteil
sicherstellen. Indes erweist sich dieses Modell angesichts der Komplexität der
Verhältnisse als zu mechanistisch und konstruktivistisch. Denn alle Probleme

der Gewichtung, des Ausgleichs, der Vernachlässigung und Bevorzugung
bestimmter Interessen bleiben weitgehend ausgeblendet. Es scheint, als setze
Paine im Wege bloßer Maßstabsvergrößerung (»what Athens was in minia­
ture, America will be in magnitude" 33) hier auf eine Art prästabilierte

32 Zweig (Fn. 4), S. 128; s. auch Heller (Fn. 18), S. 274 H.; allg. Jellinek (Fn. 9),
S. 222 f.

33 Zu diesem bekannten Zitat von Thomas Paine vgl. D. Sternberger, Nicht alle
Staatsgewalt geht vom Volke aus, 1971, S. 59 H., insb. S. 70 H. - Gerade die Unzu­
länglichkeit der Deduktionen Paines, der Herrschaft letztendlich ganz in Freiheitsop­
tionen aufgehen lassen will, zeigt, wie berechtigt der nachdrückliche Hinweis Hannah
Arendts auf den machtorganisatorischen Aspekt der amerikanischen Verfassung ist
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Harmonie, eine invisible hand, durch welche die Verrechnung der Einzelin­
teressen sozusagen ohne Rest aufgeht (vgl. 128).

Hingegen erschöpft sich der ganze Sinn der Repräsentation nicht in der
Addition und Subtraktion individueller Präferenzen nach dem Mehrheits­

prinzip; und so gehen denn auch die Federalists weit über die Konzeption
Paines hinaus. Sie erkennen die durchaus destruktiven Potenzen der inhomo­

genen, partikularen und widersprüchlichen ,opinions' des Volkes und sehen
ein, daß deren - etwa im Wege der Instruktion und des imperativen Mandats
noch zusätzlich abgesicherte - ungefilterte Vertretung im Sinne bloßer
Abbildung des je aktualen Willens der Repräsentierten34 zu nichts führt, weil
sie die bereits vorhandenen Spaltungen und Differenzen nur reproduziert und
dadurch noch verstärkt. Andererseits ist für sie der Glaube an ein objektives,
vorab feststehendes Gemeinwohl, das von den Besten nur noch erkannt zu
werden braucht, endgültig verloren. So werden die konkreten Interessenkal­
küle nicht ausgeblendet - doch bedürfen sie der Zähmung, Kanalisierung,
Regulierung, weil sie unreflektiert und ungebrochen zum politischen Störfak­
tor würden. Auf diese Weise rückt der integrative, durch Kommunikation
und Repräsentation in gewisser Weise geläuterte Prozeß der Entscheidungs­
findung durch Vertretungsorgane ins Zentrum der Überlegungen.

3. Repräsentation als Veredelungsprozeß

Die Federalists verzichten auf den abstrakten Appell an die Einsichtsfähig­
keit der vernunftbegabten Individuen und nehmen in ganz moderner Weise
die divergenten Interessen und Wünsche des Volkes35 zum Ausgangspunkt

(H. Arendt, Über die Revolution (1963), Neuausgabe 1974, S. 183 ff., 191, 193,200).
Ihrer These zufolge bildete deren Zentralobjekt weniger die (im Unterschied zu
Frankreich als natürlich vorauszusetzende und nicht erst qua revolutionärer Gesetzge­
bung herbeizuführende) individuelle Freiheit denn die Etablierung politischer Macht.
Was die Männer der Revolution und Väter der Verfassung "zu lernen auszogen, war
keineswegs eine Belehrung über die besten Garantien der bürgerlichen Rechte - gerade
hierüber wußten sie besser Bescheid als irgendeine Vergangenheit oder irgendein
literarisches Vorbild -, sondern einzig und allein eine bessere Einsicht in das Wesen der
Macht und der Machtgründung" (H. Arendt, Über die Revolution, S. 194).

34 Böckenförde (Fn.21), S. 18 nennt das "nackte Willensdelegationen"; ebenso
ders., Demokratische Willensbildung und Repräsentation, in: J. IsenseelP. Kirchhof
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. 2, 1987, § 30 Rn. 18. Das Parlament wäre in
dieser Sicht nur eine Apparatur zur Registrierung fremder Willensbetätigungen, ja von
"Instinkten" (vgl. Smend (Fn. 25), S. 32). - Zum ideengeschichtlichen Hintergrund
des Werdeganges von ,Leidenschaften und Interessen' die gleichnamige Studie von A.
O. Hirschmann, 2. Aufl., 1984; speziell zu Hobbes H. Neuendorff, Der Begriff des
Interesses, 1973, S. 32 ff.

35 Zur Idee der ,auf Meinung gegründeten Republik' auch der ausgezeichnete
Aufsatz von B. Haller in dem v. J. Schwartländer und D. Willoweit hrsgg. Band:
Meinungsfreiheit - Grundgedanken und Geschichte in Europa und USA, 1986,
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für das ,representative government' - aber gleichsam nur als "Rohmate­
rial"36, das im Prozeß nun einsetzender Veredelung eine entscheidende
Transformation erfährt. Mit zunehmender Entfernung von den noch ganz
unmittelbaren Sonderwillen der Bürger, mit dem Eintritt dieser Meinungsäu­
ßerungen und Interessen in einen kommunikativen Prozeß, streifen jener
Vorstellung zufolge die gesellschaftlichen Partikularitäten Stück für Stück
ihre egoistischen Züge ab, vermitteln sich, berücksichtigen in stärkerem
Maße als ursprünglich das Gemeinwohl (public good), kurz: werden allge­
meiner, universaler. Durch "kommunikative Erweiterung" (148) der
zunächst engen, begrenzten Perspektiven rücken diese Stück für Stück dem
gewünschten Ziel einer guten, den konkreten Wünschen und Zielen der
Staatsbürger aber nicht prinzipiell enthobener Regelung näher. Die wechsel­
seitige Vermittlung und Verschränkung der partikularen Standpunkte, die
ihrerseits bereits unter der volkspädagogischen Forderung nach Vereinbar­
keit mit dem "public view" stehen (134 f.), soll die Abschleifung der egoisti­
schen Besonderheiten und damit die Entbergung des in den vielen Einzelwil­
len liegenden gemeinsamen Interesses ermöglichen. Anders als die vormo­
derne Gemeinwohlkonzeption mit ihrer materialen Homogenitätsvorstellung
aber ist diese Repräsentationsform immer auf die Zwecksetzungen der
Bürgerschaft bezogen, indem sie im Ergebnis lediglich deren - wenngleich
hochgradig verfeinertes - Endprodukt bildet.

Gerade die Vielzahl und Uneinheitlichkeit der Positionen ist deshalb von

Vorteil; und so münzt Madison Zersplitterung, soziale Differenzierung und
Größe des Landes aus einem Mangel in einen Vorteil um3? Was bei

S. 85 ff. (insb. 91 ff.). - Die Verwendung des Terminus ,Volk' darf nicht darüber
hinwegtäuschen, daß die Position der Federalists ihren unzweideutigen besitzbürgerli­
chen Kern hatte und ,Volk' von daher immer als qualitativ-wertender Begriff zu
verstehen ist. Dazu mwN G. Frankenberg/U. Rödel, Von der Volkssouveränität zum
Minderheitenschutz, 1981, S. 57 ff. Es waren die Anti-Federalists, "die despotische,
monarchische und vor allem aristokratische Tendenzen mit der neuen Verfassung
verbunden sahen und besonders in den großen Wahlkreisen eine Verfälschung des
Repräsentationsprinzips, eine Bevorzugung der Honoratioren und Wohlhabenden
erblickten" (Schröder (Fn. 27), S. 89 mwN). Allgemein zur Diskussion um die ökono­
mische Interpretation der Amerikanischen Revolution und ihren sozialkonservativen
Charakter H. Dippel, Die Amerikanische Revolution 1763-1787, 1987, S. 13 ff.
(erster Überblick); ausführlicher E. Angermann, Die Amerikanische Revolution im
Spiegel der Geschichte, in: ders. (Hrsg.), Revolution und Bewahrung, 1979, S. 13 ff.
(40 ff., 67 ff.).

36 Dieser Ausdruck bei J. A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokra­
tie (1942), 5. Aufl., 1980, S.404. - Im übrigen geht Schumpeter aber bekanntlich
davon aus, daß der (ohnehin selten eindeutige und klare: S. 402 ff., 407 ff., 427 ff.)
Wille der Bürger weniger Triebkraft als Produkt des politischen Prozesses ist. Das kann
hier nicht genauer behandelt werden.

37 Federalist Nr. 10 (Madison): "The smaller the society, the fewer probably will be
the distinct parties and interests composing it; the fewer the distinct parties and
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Rousseau noch ein Defizit war und ihn dazu führte, sein Gesellschaftsver­

tragsmodell nur für Stadtgemeinden und Kleinstaaten zu empfehlen, wird

durch die Akzeptierung und Aufnahme der Repräsentation unversehens zu

einem Pluspunkt, ja sogar zu einer Strukturnotwendigkeit. Denn je breiter

die divergenten Standpunkte streuen, desto geringer die Wahrscheinlichkeit

der Unterdrückung von Minoritäten durch eine stabile Mehrheit. Je mehr

Stand- und Streitpunkte zU'vermitteln sind, desto sicherer scheint die Usurpa­

tion des ,government' durch partikulare und insofern nicht repräsentative

Größen ausgeschlossen38. Mit dem Spektrum der Auffassungen erweitert sich

zudem der Gesichtskreis der Repräsentanten: die ReiniguiIg und Abfilterung

von Einzelinteressen wird umso intensiver, je uneinheitlicher (weil egoistisch

beschränkter) sie zunächst sind. Daß in diesem - zum Teil durch mehrstufige

Repräsentation noch gesteigerten - Veredelungsprozeß, der den Vorstellun­

gen des Marsilius von Padua über den Verlauf der Entscheidungsfindung in

Bürgerversammlungen gar nicht unähnlich isr39, für Madison auch am

Schluß noch unterschiedliche Meinungen und Anschauungen existieren, so

daß letztendlich ein das Gemeinwohl berücksichtigender Komprorniß entste­

hen wird, trennt ihn von den Vorstellungen eines Abbe Sieyes und insbeson­

dere von denen der liberalen Doktrinäre der französischen Julimonarchie mit

ihrem Glauben an eine sich im Wege des Austauschs von Argumenten quasi

automatisch herstellende, am Ende unisono bejahte, eine und einzige Ver-

interests, the more frequently will a majority be found of the same party; and the
smaller the number of individuals composing a majority, and the smaller the compass
within which they are placed, the most easily will they concert and execute their plans
of oppression. Extend the sphere, and you take in a greater variety of parties and
interests; you make it less probable that a majority of the whole will have a common
motive to invade the rights of other citizens; or if such a common motive exists, it will
be more difficult for all who feel it to discover their own strength, and to aet in unison
with each other." (zit. n. Wright (Fn. 30), S. 135). Ähnlich Federalist Nr. 51 (Madi­
son): "The second method will be exemplified in the federal republic of the United
States. Whilst all authority in it will be derived from and depend on the society, the
society itself will be broken into so many parts, interests and dasses of citizens, that the
rights of the individuals, or of the minority, will be in little danger from interested
combinations of the majority. (... ) In the extended republic of the United States, and
among the great variety of interests, parties, and seets which it embraces, a coalition of
the majority of the whole society could seidom take place on any other principles than
those of justice and the general good ... " (zit. n. Wright (Fn. 30), S. 358, 359).

38 "Der pluralistische Charakter der Gesellschaft und der repräsentative Charakter
der Verfassung ... sind der wirksamste Schutz für Minderheiten ... " (P. Graf Kiel­
mansegg, "Die Quadratur des Zirkels", in: Aktuelle Herausforderungen (Fn.21),
S. 9 ff. (16)). Als weitere Sicherungsmaßnahmen wären zu nennen: kurze Amtszeiten
der Repräsentanten und ein ausdifferenziertes System der "checks and balances",
darunter auch der Dezentralisation in Gestalt des Föderalismus (s. G. Dietze, Der
Federalist und die Friedensfunktion des Föderalismus, in: JöR N.F. 7 (1958), S. 1 ff.).

39 Marsilius von Padua, Defensor Pacis (1324), Teil I, Kap. X-XIII, insb. Kap. XII
§§ 6 ff., Kap. XIII §§ 3 ff.
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nunftwahrheit4o• Und anders als bei Rousseau schließlich wird die soziale

Differenzierung, Segmentierung und Pluralisierung der Gesellschaft nicht als
demokratiegefährdend, sondern als demokratieermöglichend erachtet41•

V. Gestufte Repräsentation

oder ideelle Gesamtrepräsentanz?

Hallers ausführliche Darstellung der amerikanischen Repräsentationsidee
ist schon allein deshalb sehr verdienstvoll, weil in der deutschen Staats- und
Verfassungslehre wohl nach wie vor eine starke Fixierung auf die französi­
sche Revolutionsverfassung und ihren großen Architekten Sieyes vor­
herrscht. Ergänzungsfähig scheinen seine Ausführungen im Hinblick auf die
Aktualität jener Doktrin. Zwar mag Madisons Vorstellung dem heutigen
Betrachter illusorisch, sein Glaube an die Reinigung egoistischer Bestrebun­
gen im Prozeß der Repräsentation naiv oder anachronistisch erscheinen. Und
natürlich sieht sich dieses Pluralismuskonzept wie jedes andere auch dem
Einwand ausgesetzt, daß es auf der unausgesprochenen Prämisse vom freien
Spiel der Kräfte, also gleicher Artikulations-, Organisations- und damit
Durchsetzungsfähigkeit aller Interessen beruht, ohne Phänomenen vorgängi­
ger Aussonderung bestimmter Entscheidungsalternativen sowie anderen
systembedingten Präjudizierungen und Einflußverzerrungen Rechnung tra­
gen zu können. Doch kommt bei näherem Hinsehen jenes Bild parlamentari­
scher Repräsentation der Wirklichkeit auch unserer staatsrechtlichen Ver­
hältnisse erheblich näher als ein vorgeblich textgetreues, aber hoffnungslos
idealisiertes Verständnis des Art. 38 I GG, das dem einzelnen Abgeordneten
schier Übermenschliches abverlangt, weil er - scheinbar aller Bindungen

40 Vgl. E. Schmitt, Sieyes (Fn. 4), S. 115; Fraenkel (Fn. 4) S. 113.
41 Allerdings hatte auch Rousseau das Problem der partikularen Sonderwillen und

die Gefahr der Verfehlung der - qualitativ verstandenen - volonte generale infolge
individuell-egoistischer Zweckverfolgung gesehen. Er wollte dem zum einen durch
direkte Beteiligung aller Bürger an der Entscheidung (Contrat Social, Liv. I, eh. 7;
Liv. II, eh. 2, 4 u. 6; Liv.lII, eh. 12 u. 15), zum anderen durch Beschränkung der
Entscheidungsgegenstände der souveränen Gewalt auf allgemeine Gesetzgebungsakte
vorbeugen (Liv. II, eh. 4 u. 6; s. auch Rousseaus "Elnile" (1762),5. Buch, S. 919 f.­
zitiert nach der Ausgabe von M. Rang, 1980). Zur Allgemeinheit des Gesetzes bei
Rousseau s. Haymann (Fn. 3), S. 92 ff., 108 ff., u.ö.; D. Schindler, Über die Bildung
des Staatswillens in der Demokratie, 1921, s. 20 f.;' S. Marck, Grundbegriffe der
Rousseauschen Staatsphilosophie, in: Kant-Studien 27 (1922), S. 165 ff. (176);
G. Maluschke, Philosophische Grundlagen des demokratischen Verfassungsstaates,
1982, S. 91 ff., 101; ausführlich, z.T. aber überkritisch O. Vossler, Rousseaus Frei­
heitslehre, 1963, S. 244 ff., 263 ff., 269 ff.; s. jetzt H. Hofmann, Das Postulat der
Allgemeinheit des Gesetzes, in: Die Allgmeinheit des Gesetzes, hrsgg. v. Chr. Starck
(= Abh. der Akademie der Wissenschaften in Göttingen, Phil.-Hist. KI., 3. Folge
Nr. 168), 1987, S. 9 ff. (20 ff.).
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ledig - gleichsam als ,ideeller Gesamtrepräsentant' die kollidierenden gesell­
schaftlichen Positionen in seiner Person auszugleichen und so das demokrati­
sche Gemeinwohl selbst umfassend zu verkörpern hat. Die dazu in unüber­
sehbarem Kontrast stehende Parlamentswirklichkeit läßt sich dann nur allzu

leicht als verfassungsrechtlich bedenkliche Abweichung vom ,eigentlichen',
von Verfassungs wegen gebotenen Bild des Abgeordneten als "Repräsentant
der gesamten Nation"42, d:h.: als Verfallserscheinung brandmarken43. Indes
trifft auch für die parteienstaatlich durchgestaltete Form repräsentativer
Demokratie zu, daß ursprünglich dezidierte Interessenstandpunkte im Pro­
zeß ihrer Präsentation und öffentlichen (!) Vermittlung legitimierungsbedürf­
tig werden und allein von daher ein Stück ihrer Unmittelbarkeit, Subjektivi­
tät und Punktualität verlieren müssen. Noch etwas näher rückt uns das

System Madisons, wenn man neben den Realitäten des Parteienstaates die
vielfältigen Formen pluralistischer Einflußnahme von Verbänden und sonsti­
gen "pressure groups" zur Kenntnis nimmt. Die dort tagtäglich ab­
laufenden Prozesse des Einbringens und Verwerfens, der Veränderung, Ver-

42 H. Bethge, Art. Abgeordneter, in: Staatslexikon der Görres-Gesellschaft, Bd. 1,
7. Aufl., 1985, Sp. 9 ff. (10). Ungeachtet einer solch übersteigerten Erwartung besteht
das demokratietheoretische (und -praktische!) Hauptproblem natürlich darin, den vor
allem aus Gründen seiner Stärkung in der Fraktion und damit zu Zwecken der
Steigerung innerparteilicher Demokratie (Art. 21 13 GG) juristisch freigestellten
Abgeordneten auch an den Willen seiner Wähler zu binden. In der neueren Diskussion
greift man insofern gern auf den der amerikanischen Debatte entlehnten und zu
"Responsivität" eingedeutschten Begriff der "responsiveness" zurück. Dazu mwN
H. Frohn, Souveränität, demokratischer Verfassungsstaat und Bonner Grundgesetz,
in: H. Dreier!J. Hofmann (Hrsg.), Parlamentarische Souveränität und technische Ent­
wicklung, 1986, S. 45 ff. (69); s. ferner H. Mandt, Kritik der Formaldemokratie und
Entförmlichung der politischen Auseinandersetzung, in: ZfP 32 (1985), S. 115 ff.
(123); Th. Würtenberger, Akzeptanz von Recht und Rechtsfortbildung, in: Jurist und
Staatsbewußtsein, hrsgg. v. P. EisenmannIB. Rill, 1987, S. 88 ff. (90 f.); H. Uppen­
dahlIR. Popp, Responsive Demokratie und/oder kommunaler Korporatismus im Ver­
einigten Königreich, in: ZfP 34 (1987), S. 249 ff.

43 H. Meyer, Das parlamentarische Regierungssystem des Grundgesetzes, in:
VVDStRL 33 (1975), S. 69 ff., insistiert ganz zu Recht darauf, die Attribute des
Art. 38 GG "mit aller Nüchternheit zu betrachten. Was zunächst die Klassifizierung
der, nicht des Abgeordneten angeht, sie seien Vertteter des ganzen Volkes, so kann sie
ohne einen krassen Selbstwiderspruch der Verfassung nicht dahin ausgelegt werden,
daß die Abgeordneten nach ihrer Wahl in Umkehrung des bekannten Bildes das
Wolfsfell der Partei abstteifen und nun als friedliche Schafe die blaue Blume des
Gemeinwohls suchend die Parlamentswiese abgrasen." (S. 93). Und weiter: "Daß die
Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes sind, heißt unter dem Grundgesetz nichts
anderes, als daß das ganze Volk, auch die, die die Entscheidung ablehnen, ja sie
erbittert bekämpft haben, die Entscheidung für sich gelten lassen müssen." (S. 94).
Treffend Isensee (Fn. 21) S. 47: "Die Formel (des Art. 38 I GG, H.D.) enthält lediglich
eine rechtliche Erwartung und einen ethischen Appell. Der einzelne Parlamentarier gilt
damit nicht als Repräsentant des ganzen Volkes. Die Repräsentation kommt dem
Parlament als ganzem zu." Siehe auch M. Drath, Die Entwicklung der Volksrepräsen­
tation, 1954, S. 4 ff., 19 ff., 29 ff.
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stärkung und Modifizierung politischer, sozialer, wirtschaftlicher Wünsche
und Interessen dürften in etwa dem komplexen Bild der Interessenaggrega­
tion, -artikulation und -durchsetzung entsprechen, das Madison vor­
schwebte. Voraussetzung für die Akzeptanz dieser Vorstellung ist allerdings,
daß man - im Gegensatz etwa zur bekannten These LeibholZ' - den
Parteienstaat nicht als Prototyp identitärer Demokratie ansieht, sondern
politische Vereinigungen ebenso wie Interessenverbände und die Institutio­
nen einer kritischen Öffentlichkeit als zwar gesellschaftliche, aber auf die
Beeinflussung des Staates zielende Repräsentationsinstanzen begreift.

Dabei wird keineswegs unterstellt, daß die pluralistische Struktur der
Gesellschaft gleichsam automatisch zu gemeinwohlverbürgenden Ergebnis­
sen führen, ja diese geradezu zwangsläufig (analog zur liberalen Vorstellung
von der Erzielung vernünftiger Ergebnisse im Wege einer rationalen Diskus­
sion) hervorbringen müßte. Andererseits scheint bei aller neokorporatisti­
sehen Segmentierung44 der positive Effekt der Interessenbündelung und
verbandsinternen Konfliktaustragung und -vorentscheidung45 zu gering
gewichtet, wenn gesagt wird, Verbände und Interessengruppen überließen
das "Bedenken des Allgemeinen ... den staatlichen Instanzen", so daß die
"Vermittlung auf das Allgemeine allein von den staatlichen Leitungsorganen
und im Bereich der Politik zu leisten und dort konzentriert ist, nicht
stufenförmig und in Schritten zustandekommen kann,,46. Unter der Verfas­
sungsordnung des Grundgesetzes kann es kein der gesellschaftlichen Sphäre
entrücktes abstraktes Gemeinwohl geben, weil dieses wie in jeder hochdiffe-

44 Zum Neokorporatismus s. U. v. Aleman (Hrsg.), Neokorporatismus, 1981; F.
Lehner, Pluralistische Interessenvermittlung und staatliche Handlungsfähigkeit: Eine
ordnungspolitische Analyse, in: U. v. AlemanJE. Forndran (Hrsg.), Interessenvermitt­
lung und Politik, 1983, S. 102 ff. (105 ff.); zu Stärken und Schwächen des Pluralismus­
konzepts auch F. W. Scharpf, Demokratietheorie zwischen Utopie und Anpassung,
2. Aufl., 1975, S. 29 ff., 34 ff., 46 ff. Scharpf setzt auf das Konzept der Erweiterung,
Ergänzung und Kontrolle der egoistischen Interessenartikulation durch eine kritische
und ,aktive' Öffentlichkeit (S. 87 ff.).

45 Dazu K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutsch­
land, 14. Aufl., 1984, Rn. 151; U. Scheuner, Politische Repräsentation und Interessen­
vertretung (1965), in: ders., Staatstheorie und Staatsrecht, 1978, S. 337 ff. (344); H.­
P. Schneider, Repräsentation und Partizipation des Vplkes als Problem demokratischer
Legitimität, in: Ein Richter, ein Bürger, ein Christ. Festschrift für Helmut Simon, 1987,
S. 243 ff. (254 f.); zur Funktion intermediärer Repräsentation für die demokratische
Ordnung abgewogen C. Dtt, Recht und Realität der Unternehmenskorporation, 1977,
S. 9 ff., 260 ff. u. ö.

46 Böckenförde (Fn. 21), S. 32; ders. (Fn.34), § 30 Rn. 28. Wie hier H. P. Bull,
VVDStRL 33 (1975), S. 137 (Diskussionsbemerkung): zu bedenken sei die "Möglich­
keit einer Art von Repräsentationspyramide oder einer Hierarchie von Repräsenta­
tionsinstitutionen, deren Funktion darin bestehen kann, Interessen auf einer noch­
nicht-parlamentarischen, einer vorparlamentarischen Ebene abzuklären ... "; s. auch
Badura (Fn. 1), Rn. 30.
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renzierten Gesellschaft kein fixes Datum ist, sondern Resultat aus dem
Miteinander und Gegeneinander divergenter politischer, ökonomischer, kul­
tureller, ideologischer und sonstiger sozialer Kräfte. Als (ein Stück) "Selb­
storganisation Gesellschaft" ist der demokratische Staat immer auch und
zugleich Widerspiegelung der grundrechtlich abgestützten Beeinflussung wie
Beschränkung staatlicher Gewalt; neben dem organisatorisch verfestigten
Verbandseinfluß und der individuellen wie kollektiven Ausübung politischer
Mitwirkungsrechte kommt der Sphäre der Öffentlichkeit als der "nichtorga­
nisierten letzten Instanz in der Demokratie" (R. Smend) zentrale Bedeutung
für eine Vorformung der Repräsentation zu. Das staatstheoretische wie
-praktische Hauptproblem besteht allerdings darin, die Filterung und Klä­
rung von Interessen in Parteien, Verbänden, Bürgerinitiativen, Medien etc.
tatsächlich als Vorphase einer noch folgenden, letztverbindlichen, gegenüber
dem Volk als entscheidender Zurechnungsgröße zu verantwortenden Ent­
scheidung des Parlaments auszugestalten und nicht die solcherart ,präsentier­
ten' Verbandsinteressen ohne Zwischenschaltung lediglich zu ratifizieren47•

VI. Öffentlichkeit als Voraussetzung

politischer Urteilskraft

Von Madisons Theorie eines induktiven Abstraktionsverfahrens, in dem
aus der Allokation bornierter Einzelwillen schließlich das für alle verbindli­

che, relativ vernünftige Gesetz entspringt, läßt sich eine überaus bemerkens­
werte Brücke zur kritischen Philosophie Kants schlagen. Einem Hinweis
Hannah Arendts folgend, kann man zunächst nach den allgemeinpolitischen
Implikationen der "Kritik der Urteilskraft" und der Bedeutung dieser auf der

47 Hans Huber, Staat und Verbände, 1958, S. 17 H.; H. v. Eikema Hommes,
Rechtsstaat und das Prinzip der Repräsentation, in: Rechtstheorie 13 (1982), S. 31 H.
(42 f.); E.-W. Böckenförde, Die politische Funktion wirtschaftlich-sozialer Verbände
und Interessenträger in der sozialstaatlichen Demokratie, in: Regierbarkeit, hrsgg. v.
W. Hennis u.a., Bd. 1, 1977, S. 223 H. (229 H., 243 H.); hier erkennt Böckenförde
eine gewisse Integrations- und Vermirtlungsfunktion bestimmter Großverbände vor­
sichtig an. Sehr präzise zur prinzipiellen Grundgesetzkonformität des Verbandsplura­
lismus einerseits, der Gefahr ,parakonstitutioneller' politischer Machtbildung anderer­
seits D. Grimm, Verbände, in: Handbuch des Verfassungsrechts, 1983, S. 373 H.
(insb. 375, 380); zur demokratischen Funktion und Organisation der Verbände
ausführlich G. Teubner, Organisationsdemokratie und Verbandsverfassung, 1978,
insb. S. 169 H. - Informativer Überblick zur aktuellen Diskussion um Pluralismus und
Verbändestaat bei P. Häberle, Verbände als Gegenstand demokratischer Verfassungs­
lehre, in: ZHR 145 (1981), S. 484 H.; wichtige Basistexte bei R. Steinberg (Hrsg.),
Staat und Verbände, 1985. - Zur Repräsentationsfunktion der Parteien K.-U. Meyn,
Kontrolle als Verfassungsprinzip, 1982, S. 252 H., 370 H., zu der der Fraktionen
H. Borchert, Die Fraktion, in: AöR 102 (1977), S. 210 H. (222 H.).



468 Horst Dreier

Ebene philosophischer Prinzipienreflektion angesiedelten Schrift48 für eine
Theorie des Politischen fragen (150 ff.). Im Unterschied zu den Bereichen der
theoretischen und praktischen Vernunft mit ihren objektiven Bestimmungen
der Erkenntnis und des guten Handelns und trotz der grundsätzlichen Partei­
und Interesselosigkeit ästhetischer Urteile herrscht hier ein nicht aufgebbares,
subjektives Moment als Konstituens der Beurteilung vor. Doch wie dieses
sich von der bloß privat-subjektiven Standpunktgebundenheit zu lösen und
auf eine Ebene der Vermittelbarkeit "subjektiver Allgemeinheit" (Kant) zu
erheben vermag, so treten strukturanalog in politicis wert- und interessenge­
bundene Meinungen auf, die trotz aller Differenzen ebenfalls einen gewissen
Allgemeinheitsanspruch prätendieren können. In beiden Fällen geht die
zentrale Frage eben dahin, wie sich Subjektivität mit dem Anspruch auf
notwendige Allgemeinheit verknüpfen läßt.

Eine solcherart konzipierte ,politische Urteilskraft' vermag nun zwar nicht
die Unverbrüchlichkeit und Objektivität der sonstigen Vernunfturteile für
sich zu reklamieren, erhebt sich jedoch über die Artikulation nur privater
Anschauungen, indem sie sich anderen, ebenfalls "unter Privatbedingungen"
(159) entstandenen Meinungen und Urteilen stellt und sich so gleichsam
einem - Selbstdistanz erfordernden - Universalisierbarkeitstest unterwirft.

Verallgemeinerungsfähigkeit wird zum Ausweis der relativen Gültigkeit von
Urteilen - sei es in ästhetischen, sei es in politischen Dingen (160). Der
subjektiven Allgemeinheit ästhetischer Urteile korrespondiert die tentative,
im Fluchtpunkt menschheitsweite Allgemeinheit politischer Anschauungen.

Die Ähnlichkeit der Gedankenführung in der "Kritik der Urteilskraft" mit
dem Veredelungskonzept Madisons ist bemerkenswert. Hier wie dort bedarf
es jedoch der zum" Weltbürgertum im Denken" (161) hinführenden institu­
tionellen Umsetzung und Sicherung der Meinungsbildungsprozesse. Grund­
voraussetzung für den Läuterungsprozeß der Urteile und Anschauungen
bildet ihr diskursiver Austausch in der Sphäre der Öffentlichkeit, also des
"Publikums räsonnierender Privatleute" aürgen Habermas). Dieses Forum
freier Politikartikulation läßt sich zwar nur durch Akte politischer Urteils­
kraft inhaltlich ausfüllen, aber nicht in seiner Existenz sichern. Es ist Voraus­
setzung für den Kommunikationsprozeß, nicht dessen Produkt. Die verfah­
rensmäßige Kanalisierung von Urteilskonflikten und damit die Sicherung
institutioneller Vorkehrungen für die Überwindung der gemeinschaftsunver­
träglichen Selbstherrlichkeit des eigenen Urteils" wie sie den Naturzustand
charakterisiert, stellt sich als Aufgabe des Rechts dar, dessen allgemeines
Prinzip Kant bekanntlich bestimmt als "Inbegriff der Bedingungen, unter
denen die Willkür des einen mit der Willkür des andern nach einem allgemei-

48 Zur Stellung der dritten Kritik einführend O. Höffe, Immanue1 Kant, 1983,
S. 259 H.; F. Kau/bach, Immanuel Kant, 2. Aufl., 1982, S. 265 H.
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nen Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann,,49. Es zählt zu den
ausgesprochenen Stärken der Studie Hallers, sich mit der Rechts- und
Staatsphilosophie Kants insbesondere hinsichtlich der spezifischen Fassung
seines Republik- und Repräsentationsbegriffs genauer auseinandergesetzt zu
haben. Seine Ausführungen regen zu einigen vertiefenden Betrachtungen an.

VII. Republik und Repräsentation bei Immanuel Kant

1. Die Rechtsordnung: ein Vernunftpostulat

Die Begründung der Vernunftidee des republikanischen Staates, in dem die
Zwangsgewalt eine gesetzliche ist und als solche die Koexistenz der Freiheits­
sphären der Individuen ermöglichen und sichern soll, leitet sich von der
"Kritik der praktischen Vernunft" als einer Theorie der Selbstgesetzgebung
der autonomen Vernunft her (183 ff.). Die Rechtslehre (Metaphysik der
Sitten, Teil I) ist Teil von ihrso; dieser unterscheidet sich von der Tugendlehre
dadurch, daß die allemal sittliche Verpflichtung zu gesetzmäßigem Handeln
im Bereich der Rechtsgesetze unter Absehung von der Triebfeder des Han­
delns lediglich äußere Übereinstimmung der Handlungen mit den Rechtsvor­
schriften verlangt (Sphäre der Legalität), es für die Frage der Rechtmäßigkeit
auf die innere Bejahung und Übereinstimmung anders als in der Sphäre der
Moralität nicht ankommf1• Das Begriffspaar Legalität/Moralität bezieht
sich auf den Verpflichtungsmodus normativer Sätze, während Recht und
Moral sich hinsichtlich der Exekutionsmöglichkeit derselben unterscheiden.
Die so gesetzte Trennung von Recht und Moral soll die Freiheit der Indivi­
duen gerade durch Vermeidung einer (schlimmstenfalls im Erziehungsterror
endenden) ethischen Aufladung des Rechtes, das für Kant ja begriffsnotwen­
dig mit der "Befugnis zu zwingen"S2 verbunden ist, bewahren. Der Zwang

49 Immanuel Kant, Die Metaphysik der Sitten (1797/1798), Rechtslehre, Einlei­
tung, § B (AlB 33, S. 337; hier und im folgenden zitiert nach der Weischedel-Ausgabe
in 10 Bänden, Bd. 7, 1975); abgekürzt: MdS.

50 Zu Recht und Ethik als den beiden Teilen des Sittengesetzes s. F. Kaulbach,
Moral und Recht in der Philosophie Kants, in: Recht und Ethik, hrsgg. von J. Blüh­
dorn u. J. Ritter, 1970, S. 43 ff.; ders.,Der Herrschaftsanspruch der Vernunft in Recht
und Moral bei Kant, in: ders., Studien zur späten Rechtsphilosophie Kants und ihrer
transzendentalen Methode, 1982, S. 55 ff.; R. Wimmer, Universalisierung in der
Ethik, 1980, S. 144 ff.; zum inneren Zusammenhang von Rechtsgesetz und Moral­
prinzip nun differenzierend W. Kersting, Wohlgeordnete Freiheit. Immanuel Kants
Rechts- und Staatsphilosophie, 1984, S. 16 ff., 30 ff., 35 ff., 70 ff. sowie K. Kühl,

Ei§entumsordnung als Freiheitsordnung, 1984, S. 75 ff.
1 Dazu anstelle vieler Ralf Dreier,Zur Einheit der praktischen Philosophie Kants,

in: ders., Recht - Moral- Ideologie, 1981, S. 286 ff. (289 ff.); G. Luf, Freiheit und
Gleichheit, 1978, S. 53 ff.

52 Kant, MdS (Fn.49), § D, AlB 35, S.338. Zum engen Zusammenhang von
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der Rechtsgesetze darf also allein der Sicherung der Freiheitssphären der
Individuen und damit allseitiger Freiheit und Gleichheit dienen; insoweit und
nur insoweit ist die Etablierung einer Rechtsordnung als solcher vernunftge­
boten (188 H.).

Aus Vernunftschlüssen deduzierbar ist nun nicht allein die Notwendigkeit
einer Rechtsordnung überhaupt. Ausgehend von den Prämissen der Freiheit
und Gleichheit der Individuen ergeben sich weitergehende, auch für die
Repräsentationsfrage instruktive Schlußfolgerungen.

2. Der "vereinigte Wille aller" als Legitimitätsgrund politischer Ordnung

Die gesetzgebende Gewalt in einem republikanischen Gemeinwesen cha­
rakterisiert Kant dahingehend, daß sie dem vereinigten Willen des Volkes
zukomme53: Die Möglichkeit der Herrschaft partikularer Sonderwillen
scheint damit von vornherein ausgeschlossen. Nun meint allerdings der
"vereinigte Wille aller" bei Kant nicht etwa den faktischen Konsens der
Einzelbürger eines realen Gemeinwesens, sondern zunächst - und vor allem
angesichts der Realität des absolutistischen preußischen Obrigkeitsstaates
Ende des 18. Jahrhunderts - eine regulative Leitidee, einen Fixpunkt, an dem
sich das historisch kontingente, real existierende Staatswesen orientieren
kann, um sich selbst sukzessive im Wege innerer Reform dem Idealbild
anzunähern. Konsequent faßt Kant die traditionelle staatsphilosophische
Figur eines ursprünglichen Vertrages der Gesellschaftsmitglieder in aller
Deutlichkeit als gedankliche Prämisse, nicht als historisches Ereignis. Im
Unterschied zu anderen kontraktualistischen Versionen hat dieser Vertrag
keine Bedeutung für die Genese des Staates, wohl aber für seine Beurteilung:
er ist "Erkenntnisgrund der Rechtswidrigkeit positiver Gesetze,,54.

Folge der Inkongruenz von empirischer, konkret vorfindbarer Herrschafts­
organisation und ihrem ideellen Ursprung in der Selbstgesetzgebung der
Vernunft (vgl. 201) ist eine Virtualisierung des Übereinstimmungserforder­
nisses. Die Gesetze müssen dem vereinigten Volkswillen danach nicht tat­
sächlich entsprungen sein; gefragt wird lediglich, ob sie ihm hätten entsprin­
gen können, ob die Bürger mithin als ihr Gesetzgeber ,gedacht' werden

Rechtsbegriff und Zwangsbefugnis s. etwa V. Gerhardt, Recht und Herrschaft, in:
Rechtstheorie 12 (1981), S. 53 ff. (73 ff.). Zur Vermeidung des Tugendterrors H. Bök­
kerstette, Aporien der Freiheit und ihre Aufklärung durch Kant, 1982, S. 357 ff.

53 Kant, MdS (Fn. 49), § 46, A 165/B 195 f., S. 432. - Zur "Idee des Vertrages als
Regulativ der Reform" siehe jetzt die vorzügliche Arbeit von Claudia Langer, Reform
nach Prinzipien. Untersuchungen zur politischen Theorie Immanuel Kants, 1986,
S. 22 ff., 55 ff.

54 W. Bartuschat, Apriorität und Empirie in Kants Rechtsphilosophie, in: Philoso­
phische Rundschau 34 (1987), S. 31 ff. (44); s. ferner O. Höffe, Ethik und Politik,
1979, S. 206 ff. und C. Langer (Fn. 53), S. 81 ff.
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könnten. Der Vertragsgedanke und mit ihm die Vorstellung einer reinen,
vollkommenen Republik fungiert auf diese Weise als Kontrollkriterium und
kritische Instanz für die Güte der in den faktisch bestehenden, längst nicht
immer als Republik organisierten Staaten gegebenen Gesetze. Ohne selbst
tatsächlich gesetzgebend zu sein, soll der (hypothetische) Wille des Volkes
doch zumindest im Wege einer Kontrollüberlegung Relevanz gewinnen:
"ProbiersteIn der Rechtmäßigkeit eines jeden öffentlichen Gesetzes" ist
demnach, daß es Produkt des vereinigten Willens des ganzen Volkes hätte
sein können55• Entscheidend i!ltfür Kant also weniger die semantische als die
- wenn auch fiktive - prozedurale Allgemeinheit des Gesetzes; welche
Bedeutung materialen Rationalitätskriterien zukommt, wird im folgenden zu
erörtern sein.

3. Die Relativierung des Staatsformenproblems

Republikanische Regierungsart im Sinne Kants ist demzufolge in jeder der
drei klassischen Staats- resp. Herrschaftsformen möglich. Mit Blick auf den
erhofften gesellschaftlichen Fortschritt im Wege innerer Reform56 der Staats­
wesen unterwandert Kant die aristotelische Trias geschichtsphilosophisch57 -

55 So ausdrücklich Immanue/ Kant, Über den Gemeinspruch: Das mag in der
Theorie richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis (1793), in: ders., Kleinere Schriften
zur Geschichtsphilosophie, Ethik und Politik, hrsgg. von K. Vorländer, 1964, S. 67 ff.
(95). Besondere Bedeutung für. die Güte der Gesetze kommt dabei Kant zufolge ihrer
Publizität zu (s. L. Hö/scher, Öffentlichkeit und Geheimnis, 1979, S. 99 ff., 144 ff.).

56 S. nur Kant, MdS (Fn. 49), Allg. Anmerkung A, A 178/B 208, S. 441; zu Kants
Reformismus u. a. I. Fetscher, Immanuel Kants bürgerlicher Reformismus, in: ders.,
Herrschaft und Emanzipation, 1976, S. 176 ff.; W. Euchner, Kant als Philosoph des
politischen Fortschritts, in: Materialien zu Kants Rechtsphilosophie, hrsgg. von
Z. Batscha, 1976, S. 390 ff.; umfassend nunmehr C. Langer (Fn. 53), insb. S. 85 ff.,
104 ff., 124 ff.

57 R. Kosel/eck, Art. Demokratie (IV. 1.) in: Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 1,
1972, S. 848 ff. (852). Ähnlich G. Bien, Revolution, Bürgerbegriff und Freiheit, in:
Materialien zu Kants Rechtsphilosophie (Fn.56), S. 77 ff. (83 ff.); ders.lU. Dierse,
Art. Despotie, Despotismus, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 2,
1972, Sp. 132 ff. (140): Republikanismus wird zu einer "geschichtsphilosophischen
Bewegungskategorie". Kant, MdS (Fn.49), § 52, A 211 f./B 241 f., S. 463 f.: "Die
Staatsformen sind nur der Buchstabe (littera) der ursprünglichen Gesetzgebung im
bürgerlichen Zustande, und sie mögen also bleiben, so lange sie, als zum Maschinen­
wesen der Staatsverfassung gehörend, durch alte und lange Gewohnheit (also nur
subjektiv) für notwendig gehalten werden. Aber der Geist jenes ursprünglichen Vertra­
ges (anima paeti originarii) enthält die Verbindlichkeit der konstituierenden Gewalt,
die Regierungsart jener Idee angemessen zu machen, und so sie, wenn es nicht auf
einmal geschehen kann, allmählich und kontinuierlich dahin zu verändern, daß sie mit
der einzig rechtmäßigen Verfassung, nämlich der einer reinen Republik, ihrer Wirkung
nach zusammenstimme ... ". Zu dieser "Relativierung des Staatsformproblems"
H. Mandt, Tyrannislehre und Widerstandsrecht, 1974, S. 111 ff. und C. Langer
(Fn. 53), S. 105 ff.
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und dynamisiert sie zugleich. Monarchie, Aristokratie, Demokratie können
allesamt republikanisch sein, wenn nur die Übereinstimmung mit dem Volks­
willen fingierbar ist: "Der Republikanismus verlangt nach keiner besonderen
Staatsform ,,58.

Angesichts der konkreten historischen Existenz nichtrepublikanischer
Herrschaftsordnungen soll die von Kant in Bezug genommene ideale, reine
Form der Republik, die respublica noumenon, als ewige Norm, Maßstab und
Richtpunkt, zugleich und darüber hinaus als Ansporn zur Höherentwicklung
der Staaten fungieren (ohne doch irgendwo vollständig realisiert werden zu
können). Es ist der "Staat in der Idee, wie er nach reinen Rechtsprinzipien
sein soll, welche jeder wirklichen Vereinigung zu einem gemeinen Wesen
(also im Inneren) zur Richtschnur (norma) dient,,59. Deswegen ist jede
notwendigerweise imperfekte, defiziente Realisierung und Umsetzung des

58 Kersting (Fn. 50), S.279. In seinem 1795 erschienenen Entwurf "Zum ewigen
Frieden" (in: Kleinere Schriften (Fn. 55), S. 115 ff.) hat Kant die Demokratie hiervon
ausdrücklich ausgenommen und als notwendig despotisch bezeichnet, "weil sie eine
exekutive Gewalt gründet, da alle über und allenfalls auch wider einen Einen (der also
nicht miteinstimmt), mithin alle, die doch nicht alle sind, beschließen; welches ein
Widerspruch des allgemeinen Willens mit sich selbst und mit der Freiheit ist" (S. 129).
In der Literatur weist man zutreffend darauf hin, daß diese Äußerung eine isolierte
These geblieben ist und sich etwa in der Rechtslehre der "Metaphysik der Sitten" nicht
wiederfindet. Dort wird die demokratische Staatsform als gleichwertig neben die
aristokratische und die autokratische gestellt (§ 51, A 209/B 239, S. 462) und nicht
nur betont, daß die letztgenannte ihrer strukturellen Einfachheit wegen zum Despotis­
mus einlädt, sondern auch, daß sie die staatsbürgerliche Gesinnung nicht fördert: "Das
Simplifizieren ist zwar im Maschinenwerk der Vereinigung des Volkes durch Zwangs­
gesetze die vernünftige Maxime: wenn nämlich alle im Volk passiv sind, und Einem
der über sie ist, gehorchen; aber das gibt keine Untertanen als Staatsbürger" (Kant,
MdS (Fn.49), A 210/B 239, S.462). Nicht ausgeschlossen ist, daß Kant in seiner
Bemerkung über den notwendig despotischen Charakter der Demokratie im "Ewigen
Frieden" weniger die Demokratie als Staatsform als die Demokratie als Regierungs­
form meinte, und zwar in der Gestalt, wie Rousseau sie in Liv. III, Ch.4 seines
"Contrat Sodal" beschreibt: als Innehabung der Regierungsgewalt durch die Mehr­
zahl des Volkes, d.h.: durch das Volk als Bürokratie, als Verwaltungsstab, nicht als
Staatsverband (dazu etwa Haymann (Fn. 3), S. 237 ff.); und daß Kant dieses Maß an
Unmittelbarkeit, an Identität zwischen dem Volk als Souverän und dem Volk als über
Einzelfälle entscheidendes Exekutivorgan als "Despotism" wertete. Dafür spricht auch
eine Stelle aus den" Vorarbeiten zum Ewigen Frieden", wo Kant die demokratische
Staatsform als "gar nicht repräsentativ" bezeichnet, weil das Volk "als Souverän
zugleich die Regierung (führt) welches Despotie ist"' (Immanuel Kant, Akad.-Ausgabe,
Bd. XXIII, 1955, S. 166). Ganz unzweideutig dann auch wieder Kant, ibid., S. 159:
"In allen drey Staatsformen kann die Regierungsform republicanisch seyn." Zu den
Schwierigkeiten einer Vermittlung und Harmonisierung der verschiedenen staats­
philosophischen Schriften Kanrs Wimmer (Fn. 50), S. 152 ff.; speziell zum vorliegen­
den Problem C. Langer (Fn. 53), S. 118 ff.

59 Kant, MdS (Fn.49), § 45, A 164/B 195, S.431. Dazu etwa Luf (Fn.51),
S. 136 ff., 167. Koselleck (Fn. 57), S. 850: Der Republikanismus "enthielt die morali­
sche Aufforderung, auf das theoretisch zwingend ableitbare Ziel einer Republik als der
einzig wahren Verfassung hinzuarbeiten".
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vernünftigen Allgemeinwillens in concreto ,Repräsentation', also stets nur
annäherungsweise zu erreichende Konkretisierung und Umsetzung der idea­
len Vernunftrepublik (206, 214); in seiner Mangelhaftigkeit bildet das je
empirische Staatswesen einen Vorschein der vernunftrechtlichen Idee des
Staates. Die tatsächliche Republik erscheint so immer als Minderform der
idealen60. Dieser Begriff von Repräsentation (im Sinne von: nicht die Voll­
stufe der idealen Republik'erreichend) dient offenbar als Merkposten dafür,
die Differenz zwischen der niemals vollständig realisierbaren respublica

noumenon und der konkreten Herrschaftsordnung nicht voluntaristisch zu
überspringen. Der wahre Gemeinwille bleibt danach in gewisser Weise
uneinholbare (Leit-) Idee; denn eine ,vollkommene' Verfassung ist ebensowe­
nig greifbar wie das ,Ding an sich'. Dieser »Staat in der Idee, wie er nach
reinen Rechtsprinzipien sein soll»61,wo »das Gesetz selbstherrschend ist und
an keiner besonderen Person hängt»62: er ist für Kant die »ewig unerreich­
bare Aufgabe, zu der ein jeder Staat streben soll»63.

4. Zur Leitbildfunktion der respublica noumenon

Indes ist mit Blick auf einige mißverständliche Äußerungen Hallers daran
festzuhalten, daß die Differenz zwischen der respublica noumenon und der
respublica phaenomenon nicht mit der Differenz zwischen dem beim Volk
insgesamt liegenden (Vernunft-) Willen und der Repräsentation dieses sou­
veränen Volkes durch den Monarchen identisch ist (vgl. 210). Wenn Haller
zutreffend schreibt, daß ein Gemeinwesen nach Kant repräsentiert ist,
solange es republikanisch regiert wird, »weil es sich auf die Souveränität

60 Habermas (Fn. 20), S. 7: "Jetzt geraten aber die in sich differenzierten Staatsge­
walten allesamt in den Schatten einer aus Vernunft gerechtfertigten res publica
noumenon, die in der res publica phaenomenon ein möglichst getreues Abbild finden
soll". Ähnlich O. Höfte, Immanuel Kant, in: Klassiker der Philosophie, hrsgg. von
O. Höffe, Bd.2, 1981, S. 8 ff. (28): "Die Vernunftidee des Gesellschaftsvertrages
fordert die Gesetzgebung und Regierung dazu auf, sich nach Grundsätzen zu orientie­
ren, die der gemeinschaftliche Wille aller Betroffenen sich selbst auferlegen würde.
(... ) Freilich kann die übereinstimmung mit dem allgemeinen Willen durch keinen
bloß historisch-faktischen Diskurs, durch keinen konkreten Einigungsprozeß als sol­
chen, garantiert werden". Hölscher (Fn. 55), S. 145: "konstitutive theoretische Diffe­
renz".

61 Kant, MdS (Fn. 49), § 43, A 164tB 195, S. 431; dazu C. Langer (Fn. 53), S. 95 ff.
62 Kant, MdS (Fn. 49), § 52, A 212tB 242, S. 464.
63 G. Gurwitsch, Kant und Fichte als Rousseau-Interpreten, in: Kant-Studien 27

(1922), S. 138 ff. (151). So versteht Kant unter dem "Heil des Staats ... nicht das
Wohl der Staatsbürger und ihre Glückseligkeit ... j denn die kann vielleicht (wie auch
Rousseau behauptet) im Naturzustande, oder auch unter einer despotischen Regie­
rung, viel behaglicher und erwünschter ausfallen: sondern den Zustand der größten
übereinstimmung der Verfassung mit Rechtsprinzipien ... , als nach welchem zu
streben uns die Vernunft durch einen kategorischen Imperativ verbindlich macht"
(Kant, MdS (Fn. 49), § 49, A 172 f.tB 202 f., S. 437).
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dieses vereinigten Willens zurückführt", Kant "diese Souveränität aber nur
dem durch das Recht vereinigten Ganzen zuspricht, welches aber in keinem
seiner handelnden Teile souverän auftreten kann" (208) - so ist damit nichts
über die prinzipielle Deckungsungleichheit oder Deckungsmöglichkeit von
empirischem Staat und ideeller Republik gesagt, sondern nur die (immer
schon irgendwie zur Repräsentation führende) Ordnungs- und Formierungs­
bedürftigkeit politischer Willensbildung des Staates bezeichnet. Der einzig
mögliche Zusammenhang zwischen beiden Gedankengängen läge darin, daß
die souveräne Volksgesamtheit ein Gedankending ist und auch zwingend
bloße Vernunftidee bleiben müßte. Denn wenn zu unmittelbarer Expression,
zur vollständigen Artikulation und Umsetzung dieser Leitvorstellung nie­
mand fähig ist, bleibt eben nur der Versuch der Annäherung im Wege der
,Repräsentation'. Und in der Tat gibt es bei Kant eine Ebene, auf der er
Souveränität als reines "Gedankending"64 faßt. Dies ändert aber nichts
daran, daß er zugleich unzweideutig ihre" Vorstellbarmachung" fordert und
dabei wenn auch nicht immer mit letzter terminologischer Eindeutigkeit
zwischen den Staatsformen Autokratie, Aristokratie und Demokratie unter­
scheidet65.Mithin ist die Innehabung der höchsten Gewalt durch die Gesamt­
heit der Staatsbürger, die Demokratie, durchaus nicht ausgeschlossen. Bereits
auf dieser prinzipiellen Ebene erweist sich Kants Staats- und Rechtslehre als
nicht ganz so harmlos und affirmativ, wie man dies zuweilen anzunehmen
scheint.

5. Repräsentation und Volkssouveränität in geschichtsphilosophischer
Perspektive

Kant gebraucht den Begriff Repräsentation in unterschiedlicher Weise66.
Sofern er die despotische von der republikanischen Regierungsart unterschei­
det, meint ,repräsentativ' die Milch der frommen Regierungsart, bezeichnet
die Güte und Qualität einer sich am Willen des Volkes orientierenden
Herrschaft. Ein durchaus anderer Akzent wird gesetzt, wenn Repräsentation
konkrete Verfassungsgestalt in Form einer wirklich parlamentarischen Ver­
tretung auf der Grundlage von Freiheit, Gleichheit und Selbständigkeit der
Bürger gewinnt67. Dann geht ohne alle Virtualisierung die vereinigte Gewalt
des Volkes auf die Repräsentativversammlung über, und es konstituiert sich
eine republikanische Ordnung in der Welt der Empirie68.

64 Kant, MdS (Fn. 49), § 51, A 208/B 238, S. 461,
65 Kant, MdS (Fn. 49), §§ 51 u. 52, A 208 ff./B 238 ff., S. 461 ff.
66 Vgl. Maluschke (Fn. 41), S. 122; s. auch Hofmann (Fn. 1), S. 411 f.
67 Kant, MdS (Fn. 49), § 52, A 213/B 242, S. 464.
68 Davon abgesehen, umfaßt der Repräsentationsbegriff der Kantschen politischen

Philosophie - Haller stellt dies S.211 ausdrücklich klar - nun aber auch Formen
politischer Willensentscheidungen wie Volksabstimmungen etc., die man staatsrecht-
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Bei Hallers Vermengung zweier Argumentationsschichten (der Distanz
zwischen der respublica noumenon und der respublica phaenomenon einer­
seits, der Frage nach der Innehabung der souveränen Volksgewalt und der
Notwendigkeit einer Repräsentation andererseits) geht bezeichnenderweise
verloren, daß Kant sehr wohl den - 1789 zur historischen Realität geworde-

I nen69 - Fall kennt, daß die gesamte Souveränität in der Hand des vereinigten
Volkes liegt. Und wie das französische Beispiel zeigt, stellt sich das vereinigte
Volk als Nationalversammlung, d.h.: als Repräsentativkörperschaft dar. So
läuft auch bei dieser Betrachtung alles auf den einen Argumentationstopos
hinaus, daß die Souveränität des Volkes sich nicht unmittelbar ausüben läßt,
sondern immer schon eine vermittelte, mithin: repräsentierte iseo.

lieh als ,plebiszitäre' Akte direkter Demokratie faßt. Von der Warte einer philosophi­
schen Position, die den ideellen Punkt des Gemeinwillens als notwendige Fiktion eines
jeden realen Staates mit innerer Notwendigkeit postulieren, zugleich aber dessen
Formungs- und Mediatisierungsnotwendigkeit betonen muß, zergeht die Differenz
zwischen direkter Volksabstimmung und repräsentativer Entscheidung durch Abge­
ordnete. Aus dieser Perspektive sind Plebiszite nur eine schwächere Form der Reprä­
sentation (vgl. auch Kersting (Fn. 50), S. 306: Kants Konstruktion erlaube es, prinzi­
piell jedes Herrschaftsverhältnis als Repräsentationsverhältnis zu fassen - eben wegen
der niemals vollständig realisierbaren Vemunftherrschaft der empirischen Subjekte).
Wichtig ist, daß "die ethische Dimension des Kantischen Repräsentationsbegriffs seine
,wahre Republik' gegen alle bloß sozialmechanistischen Anschauungen des Staates"
absetzt (Hofmann (Fn. 1), S. 413). Die Errichtung einer Republik ist eben für Kant
keine Frage bloßer Herrschaftstechnik, sondern ,ewige Aufgabe' - sowohl einer
vernünftigen Ausgestaltung der Staatsordnung als auch der damit wechselseitig ver­
bundenen ehtisch-moralischen Fortbildung der Menschengattung (Kant, Vorarbeiten
zum "Ewigen Frieden", Akad.-Ausg. XXIII, S. 162: "Die Staatsverfassung stützt sich
am Ende auf die Moralität des Volkes und diese wiederum kann ohne gute Staatsver­
fassung nicht gehörig Wurzel fassen ... "; s. ferner ders., Idee zu einer allgemeinen
Geschichte in weltbürgerlicher Absicht (1784), A 393,402 ff. (S. 38, 44 f

69 Zu 1789 als "Indiz" vgl. R. Saage, Eigentum, Staat und Gesellschaft bei
Immanuel Kant, 1973, S. 144 ff.; ferner Luf(Fn. 51), S. 183 ff.; 1. Fetscher, Immanuel
Kant und die Französische Revolution, in: Materialien zu Kants Rechtsphilosophie
(Fn. 56), S. 269 ff.; umfassend P. Burg, Kant und die Französische Revolution, 1974.
- Für Kant war die Französische Revolution trotz aller terroristischen Entartungser­
scheinungen ein positives "Geschichtszeichen" (Immanuel Kant, Der Streit der Fakul­
täten (1789), A 142, S. 357 - zitiert nach Bd. XI der Weischedel-Ausgabe).

70 Von diesem Punkt aus wird es auch möglich, die im allgemeinen eher über­
schätzte, bei Kant im übrigen nicht konsistent ausgeführte Gewaltenteilungslehre
(dazu etwa Saage (Fn. 69), S. 124 ff.; Luf (Fn. 51), S. 171 ff.) einer überzeugenden
Interpretation zuzuführen: indem man die Gewaltenteilung gerade nicht als empirisch­
tatsächliche Herrschaftsorganisation, konkret: als Organisation der Verteilung von
Gesetzgebung und Gesetzesausführung auf verschiedene, verselbständigte Träger
begreift (denn schon nach Kants eigenen Prämissen hängt die Güte einer Herrschaft
von der Qualität der Gesetze selbst, nicht nur und schon gar nicht allein vom Umstand
ihrer Ausführung durch einen besonderen Beamtenstab ab), sondern als Ausdruck,
Merk- und Erinnerungsposten für den immer bestehenden Abstand zwischen der Idee
der reinen Republik überhaupt und real existenter staadicher Herrschaft. Im Reprä­
sentations- und Vertragsgedanken, nicht in der formalen Gewaltenteilungsidee liegt
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Dessen ungeachtet bleibt es bei der sozusagen ,platonischen' Diskrepanz
zwischen dem Ideal (d.h. der respublica noumenon) und der stets hinterher­
hinkenden Realität71. Das gilt indes für alle irdischen Realisationsformen der
Republik - ganz unabhängig davon, ob die quoad substantiam beim ver­
einigten Willen des Volkes liegende Urgewalt auch aktuell von ihm oder
"analogisch" (Kant) von einem autokratischen Herrscher ausgeübt wird.
Diese Prämisse legt die Vermutung nahe, daß der demokratisch-parlamenta­
rische Gesetzgeber in einen ebenso großen Abstand zur vernünftigen Allge­
meinheitsidee des Rechts (also der Idee guter, gerechter, d.h.: auf den
Prämissen von Freiheit und Gleichheit beruhender Gesetze) geraten kann wie
ein Monarch, bei dem der Appell, sich bei seinen souveränen Herrschaftsak­
ten an der Vernunftidee der respublica noumenon zu orientieren, nichts
gefruchtet hat. Auch der demokratische (Mehrheits-) Wille ist nicht per se
vernünftig. Insofern scheint es, als herrsche das Prinzip der Äquidistanz72.
Kant geht offenbar nicht von einem Automatismus aus, demzufolge das
Arrangement eines demokratischen Verfahrens allein die inhaltliche Güte der
Gesetze außer Frage stellt und auf diese Weise den "Vernunftbezug des
Rechts"73 verbürgt. Jedoch muß man wohl einen gewissen Bedeutungs­
schwund der Idee vertraglicher Herrschaftsbegründung und -ausübung beim
Übergang vom absoluten Fürstenstaat zur bürgerlichen Republik konzedie­
ren74. Ersichtlich ist ja Kants Theorie zugeschnitten auf die zeitgenössischen

der Schwerpunkt der Kantschen Vorstellung eines bürgerlichen Rechtsstaates (dazu
Kersting (Fn. 50), S. 282 ff.). S. auch Luf (Fn. 51), S. 173: "Es istfür Kant mit diesem
Prinzip durchaus vereinbar, wenn die gesamte Staatsgewalt in den Händen eines
autokratischen Herrschers liegt, und dieser von sich aus eine solche funktionelle
Gliederung vornimmt". Zur grundsätzlichen Differenz zwischen Montesquieu und
Kant siehe C. Langer (Fn. 53), S. 114 H.

71 Mit Bezug auf Plato und das Ideal einer vollkommenen Staatsordnung sagt
Immanuel Kant, Kritik der reinen Vernunft (1781/1787), B 374/A 317: "Ob nun
gleich das letztere niemals zustande kommen mag, so ist die Idee doch ganz richtig,
welche dieses Maximum zum Urbilde aufstellt, um nach demselben die gesetzliche
Verfassung der Menschen der möglich größten Vollkommenheit immer näher zu
bringen" (zit. nach der Werkausgabe von WeischedeI, Bd. 3, 4. Aufl., 1980, S. 324).

72 Vgl. Maluschke (Fn.41), S.111: "Die hier angesprochene Relativierung der
traditionellen Staatsformen betrifft die Monarchie und die Aristokratie nicht weniger
als die Demokratie und deren wesentliches Merkma~ nämlich die Volkssouveränität.
Gegenüber diesen institutionellen Formen des St~tes als der bloß empirischen und
technischen Seite der Staatsverfassung verhält sich die reine Vernunftidee des
ursprünglichen Vertrages, so scheint es, neutral." Ähiilich Kersting (Fn. 50), S. 307 f.­
Worauf es m.E. ankommt, ist, darin nicht lediglich eine Aporie zu sehen (H.-G.
Deggau, Die Aporien der Rechtslehre Kants, 1983, S. 277 f.), sondern Kants These als
Aufforderung zum historischen Progreß zu verstehen.

73 Ralf Dreier, RechtsbegriH und Rechtsidee, 1986, S. 36.
74 So vor allem Kersting (Fn. 50), S. 308 und deutlicher noch S. 298: "Die Prinzi­

pien, die Kant in seinem Staatsrecht entwickelt, und die der Herrscher zu realisieren
verpflichtet ist, sind in der Republik zu verfassungsrechtlichen Institutionen geronnen.
Mit der Objektivation der vernunftrechtlichen Verfassung ist ein historischer Herr-
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preußischen Verhältnisse; sein evolutionärer Reformismus, der die Besserung
der Verhältnisse "von oben herab"75 erhoffte, konzipiert die Begründung
von Recht und Gesetz als Ausdruck des vernünftigen Allgemeinwillens in
kritischer Absicht insofern, als die Vorstellung vom Recht als Inbegriff des
vereinigten Willens aller den Prüfstein, also den kritischen Maßstab für die
Gesetzgebungstätigkeit des aufgeklärten Monarchen bilden sollte - und dies
in durchaus praktisch wirksamer, wenngleich ein Widerstandsrecht aus­
schließender Weise76. Wenn nun aber an die Stelle des souveränen Fürsten

eine demokratische Vertretungskörperschaft tritt, aus Untertanen mündige
Bürger werden77 und der nur moralisch an die Vernunftidee einer den
Prinzipien von Freiheit und Gleichheit verpflichteten Gesetzgebung gebun­
dene Herrscher durch die Selbstregierung der Staatsbürger abgelöst wird,
kurz: wenn aus der Idee der (reinen) Republik eine Realität geworden ist ­
hat sich dann nicht die Vernunftidee des Rechts gewissermaßen materiali­
siert, ist ,dann die respublica noumenon nicht realisiert, fungiert die Leitidee
von Recht und Gesetzgebung als Produkt des vereinigten Willens dann
immer noch als - von wem zu handhabender? - kritischer Maßstab?

Natürlich geht die Idee eines vernünftigen Allgemeinwillens niemals ganz
ihrer kritischen Funktion verlustig, weil eben eine Realisierung der respublica

noumenon unvorstellbar, ja geradezu definitionswidrig ises. Aber da die

schaftswechse! verbunden, mit dem Übergang vom Republikanismus zur Republik
scheidet der Herrscher als Vermittler von Vernunft und Geschichte aus; seine Reprä­
sentantenmission ist vorüber."

7S Kant, Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 158, S. 366; s. auch ders., MdS (Fn. 49),
B 186, S. 498. Von dort sieht Kant indes auch RückfaU und Greue! kommen: vgl.
Reflexion 8077 in der Akad.-Ausg. Bd. XIX, 1934, S. 610.

76 "Die Idee einer mit dem natürlichen Rechte der Menschen zusammenstimmen­
den Konstitution: daß nämlich die dem Gesetz Gehorchenden auch zugleich, vereinigt,
gesetzgebend sein sollen, liegt bei allen Staatsformen zum Grunde, und das gemeine
Wesen, welches, ihr gemäß, durch reine Vernunftbegriffe gedacht, ein platonisches
Ideal heißt (respublica noumenon), ist nicht ein leeres Hirngespinst, sondern die ewige
Norm für alle bürgerliche Verfassung überhaupt, und entfernet aUen Krieg" (Kant,
Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 154 f., S. 364), Zum Ausschluß des Widerstands­
rechts statt aller Deggau (Fn. 72), S. 264 ff.

77 Diesen Prozeß aUmählicher Übernahme des Staates durch die zur Mündigkeit
gelangenden Bürger hat Kant im Anhang zum "Ewigen Frieden" beschrieben: "Ein
Staat kann sich auch schon republikanisch regieren, wenn er gleich noch, der vorlie­
genden Konstitution nach, despotische Herrschermacht besitzt: bis aUmählich das
Volk des Einflusses der bloßen Idee der Autorität des Gesetzes (gleich als ob es
physische Gewalt besäße) fähig wird, und sonach zur eigenen Gesetzgebung (welche
ursprünglich auf Recht gegründet ist) tüchtig befunden wird" (Kant, Zum ewigen
Frieden (Fn. 58), S. 154). Zu diesem prozeßhaften Verständnis Kants auch J. Haber­
mas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, 6. Aufl., 1974, S. 132 ff.

78 Diese wäre wohl nur als Aufhebung aller Herrschaft, als unversteUte Regent­
schaft der Vernunft, als Ende aUer Heteronomie zu begreifen - also als ein Zustand, an
dem gemessen aUe früheren Herrschaftsformen zur bloßen "Vorgeschichte" der
Menschheit verblassen würden. So entfiele am Ende auch die klassische Dreiteilung der
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vollkommene republikanische Verfassung Freier und Gleicher, nach Ver­
nunftgrundsätzen konstruiert, selbst dem Verfahren demokratisch-repräsen­
tativ-parlamentarischer Gesetzgebung abgeschaut und der volonte generale
Rousseaus nachempfunden ist, verliert mit der tatsächlichen Annäherung an
jenes Ideal die auf der Ebene der Ideen liegende Urvorstellung an Härte und
Schärfe. Daraus folgt: wenn auch die reine Vernunftverfassung einer voll­
ständigen Realisierung gar nicht fähig ist, so stellt doch die bürgerliche
Republik mit demokratischer Willensbildung ein Höchstmaß der Annähe­
rung an jenes Ideal dar79• In der geschichtsphilosophischen Perspektive80

wird die Trennung zwischen noumenalem und phänomenalem Bereich auf­
gehoben. Eine dem Ideal gemäß organisierte Gesellschaft, sagt Kant, ist "die
Darstellung derselben nach Freiheitsgesetzen durch ein Beispiel in der Erfah­
rung (respublica phaenomenon) und kann nur nach mannigfaltigen Befeh­
dungen und Kriegen mühsam erworben werden; ihre Verfassung aber, wenn
sie im großen einmal errungen worden, qualifiziert sich zur besten unter
allen ... "81.

6. Der Verfassungsstaat als Ziel?

Wie solch ein glücklicher Einklang zwischen der Vernunftidee des Rechts
und der de~okratisch-parlamentarischen 'Gesetzgebung durch die mündigen
Bürger im einzelnen auszusehen hätte, mag hier dahinstehen; das bloße

Staatsformen zugunsten der einen, wahren Verfassung: "Respublica noumenon oder
phaenomenon. Die letztere hat drey Formen, aber respublica noumenon ist nur eine
und dieselbe" (Kant, Reflexion 8077, Akad.-Ausg. XIX (Fn. 75), S. 609 f.). Der reale
Geschichtsprozeß selbst ist unendliche approximative Annäherung, ein "beständiges
Fortschreiten zum Besseren" (Kant, Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 140 ff.,
S. 356 ff.).

79 Vgl. Maluschke (Fn. 41), S. 112,138,140 ff.; Hölscher (Fn. 55), S. 148; ähnlich
W. Maihofer, Prinzipien freiheitlicher Demokratie, in: Handbuch des Verfassungs­
rechts, 1983, S. 173 ff. (205 ff.). Diese Affinität kommt bei Luf (Fn. 51), S. 139 f.
ebenso zu kurz wie bei Mandt (Fn. 57), S. 127 ff. und G. Geismann, Ethik und
Herrschaftsordnung, 1974, S. 89 f.

80 Zur endgültigen Versöhnung zwischen Freiheit und Natur in geschichtsphiloso­
phischer Perspektive s. G. Funke, Von der Aktualität Kants, 1979, S. 145 ff.; Breuer
(Fn. 3), S. 526 ff.; ehr. Ritter, Recht, Staat und Gelichichtsfinalität, in: Der Staat 16
(1977), S. 250 ff. (insb. 260 f.); N. Hinske, Kant als Herausforderung an die Gegen­
wart, 1980, S. 114 ff.; Ralf Dreier, Das Fortschrittsproblem in rechtstheoretischer
Sicht, in: Rechtswissenschaft und Rechtsentwicklung, hrsgg. von U. Immenga, 1980,
S. 1 ff. (2 ff.); H. König, Geist und Revolution, 1981, S. 64 f.; P. Kondylis, Die
Aufklärung im Rahmen des neuzeitlichen Rationalismus, 1986, S. 642 f. - Kritisch
zum "Plan der Natur" und zur Fortschritrsidee Deggau (Fn. 72), S. 289 ff., 302 ff.;
zum Problem jüngst K.-H. Nusser, Die Geschichtsphilosophie bei Immanuel Kant, in:
Festschrift für Robert Spaemann, 1987, S. 189 ff., und C. Langer (Fn. 53), S. 29 ff.,
insb. S. 47 ff.

8! Kant, Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 155, S. 364.
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,Ausmalen' von Idealzuständen erschien Kant auf jeden Fall wenig sinnvo1l82•

Auf gewisse Zweifel stößt die von Kersting vorgetragene These, daß in
Weiterentwicklung des Kantschen Gedankenganges der Vernünftigkeit des
Rechts durch die Idee einer geschriebenen Verfassung, die auch unter demo­
kratischen Verhältnissen als gleichsam institutionell verfestigte Idealnorm
Grund und Grenze des Gesetzgebers bilden würde, eine Basis zu verleihen
sei83• Zwar ist zuzugeben, daß für Kant neben der apriorischen Begrenztheit
allen staatlichen Rechts aus sogleich näher zu erläuternden Gründen eine
Verfassung ein rechtliches InStrument bilden könnte, um das republikanische
Parlament als Organ einer höherrangigen Rechtsebene zu institutionalisie­
ren. Aber bezogen auf die freiheitlichen Inhalte der Gesetze eines republika­
nischen Gemeinwesens wäre das Problem nur auf eine höhere Ebene verscho­

ben. Etabliert man nämlich eine Verfassung nicht nur als Sammlung von
Programmsätzen, sondern als höchste innerstaatliche Rechtsebene mit dero­
gatorischer Wirkung gegenüber entgegenstehenden gesetzlichen Bestimmun­
gen, so ist damit zwar zweifelsohne der demokratische "Mehrheitsabsolutis-

82 "Denn welches der höchste Grad sein mag, bei welchem die Menschheit stehen
bleiben müsse, und wie groß also die Kluft, die zwischen der Idee und ihrer Ausfüh­
rung notwendig übrig bleibt, sein möge, das kann und soll niemand bestimmen, eben
darum, weil es Freiheit ist, welche jede angegebene Grenze übersteigen kann" (Kant,
Kritik der reinen Vernunft (Fn. 71), B 374/A 317, S. 324); und ähnlich eine spätere
Bemerkung: "Ein Staatsprodukt ... ist ein süßer Traum; aber sich ihm immer zu
nähern, nicht allein denkbar, sondern, so weit es mit dem moralischen Gesetze
zusammen bestehen kann, Pflicht, nicht der Staatsbürger, sondern des Staatsoberhaup­
tes" (Kant, Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 159, S. 366). Aber einer beständigen
Verschiebung des Beginns des Emanzipationsprozesses stemmt sich Kant entgegen:
"Ich gestehe, daß ich mich in den Ausdruck, dessen sich auch wohl kluge Männer
bedienen, nicht wohl finden kann: Ein gewisses Volk (was in der Bearbeitung einer
gesetzlichen Freiheit begriffen ist) ist zur Freiheit nicht reif; die Leibeigenen eines
Gutseigentümers sind zur Freiheit noch nicht reif; und so auch, die Menschen
überhaupt sind zur Glaubensfreiheit noch nicht reif. Nach einer solchen Vorausset­
zung aber wird die Freiheit nie eintreten; denn man kann zu dieser nicht reifen, wenn
man nicht zuvor in Freiheit gesetzt worden ist (man muß frei sein, um sich seiner
Kräfte in der Freiheit zweckmäßig bedienen zu können). Die ersten Versuche werden
freilich roh, gemeiniglich auch mit einem beschwerlicheren und gefährlicheren
Zustande verbunden sein, als da man noch unter den Befehlen, aber auch der Vorsorge
anderer stand; allein man reift für die Vernunft nie anders, als durch eigene Versuche
(welche machen zu dürfen man frei sein muß). Ich habe nichts dawider, daß die,
welche die Gewalt in Händen haben, durch Zeitumstände genötigt, die Entschlagung
von diesen drei Fesseln noch weit, sehr weit aufschieben. Aber es zum Grundsatze
machen, daß denen, die ihnen einmal unterworfen sind, überhaupt die Freiheit nicht
tauge, und man berechtigt sei, sie jederzeit davon zu entfernen, ist ein Eingriff in die
Regalien der Gottheit selbst, der den Menschen zur Freiheit schuf. Bequemer ist es
freilich, im Staat, Hause und Kirche zu herrschen, wenn man einen solchen Grundsatz
durchzusetzen vermag. Aber auch gerechter?" (Immanuel Kant, Die Religion inner­
halb der Grenzen der bloßen Vernunft (1793/1794), B 292/A 274 f.; zitiert nach der
Weischedel-Ausgabe, Bd. 7 (Fn. 49), S. 862 f.).

83 Vgl. nur Kersting (Fn. SO), S. 308 ff.
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mus"84 gebrochen. Indes ließe sich nun selbst im Verhältnis zu dieser-ja von
den mit nur begrenzter Vernunft ausgestatteten und von Leidenschaften
affizierten Personen geschaffenen - Verfassung erneut die höhere, reine

Vernunftidee einer idealen Verfassung als kritisches Korrektiv geltend
machen: Denn obwohl (vielleicht) als »positiviertes Vernunftrecht"85 klassi­
fizierbar, erfährt das Verfassungsrecht doch durch seine Positivierung eine
entscheidende Metamorphose. Es ohne Abstriche gleichsam als ratio scrip ta

begreifen zu wollen, erscheint gerade auf dem Hintergrund von Kants
kritischer Philosophie als Anachronismus86.

Das bedeutet: So unbestritten der Verfassungs staat mit seiner Einbindung
des demokratischen Gesetzgebers, seiner Selbststabilisierung (Art. 79 III GG)
und seiner Relativierung des je aktuellen Mehrheitswillens heute seinen
guten, bewahrenswerten Sinn hat, sosehr zudem das Grundgesetz Kantsches
Gedankengut aufgenommen, das Bundesverfassungsgericht sogar Kantsche
Maximen zur Interpretation des Menschenwürde-Satzes herangezogen hat87
- so unmöglich ist es doch, diese politische Ordnungskonstruktion gleichsam
als sinngemäße Verlängerung der in der Logik Kantscher Staatsphilosophie
liegenden Tendenzen auszugeben. Kant war zu sehr Rousseauist und zu
wenig Philosophenkönig, als daß er der Gesellschaft Freier und Gleicher eine
Sammlung ,zusammenphilosophierter' Rechtsmaximen als verbindliches und
mit höherer Dignität ausgestattetes Recht verordnet und vorgeordnet hätte.

An der einen Stelle, an der Kant sich ausdrücklich und etwas ausführlicher
mit der Frage beschäftigt, wie die praktische Umsetzung der Vernunftidee
einer Republik auszusehen hätte, gelangt er dementsprechend nicht zu einem
Verfassungsstaat, sondern eher zum Gedanken des Parlamentsabsolutismus
(von dem er ungeachtet seiner skeptischen Haltung gegenüber der Repräsen­
tationsfunktion des englischen Parlaments gerade die optimale Wahrung und
Bewahrung der Prinzipien von Freiheit und Gleichheit, nicht deren Bedro­
hung oder gar Zerstörung erwartete). Was er hier beschreibt, ist der - 1789
Wirklichkeit gewordene - Prozeß der Usurpation der gesamtstaatlichen
Souveränität durch eine parlamentarische Repräsentativkörperschaft, deren

84 Kersting (Fn. 50), S. 309.
85 Kersting (Fn. 50), S. 310. - Diese Qualifizierung stößt aus einem weiteren Grund

auf Bedenken. Ganz im Gegensatz zu saturierter Erstarrung zeichnet es den demokrati­
schen Rechtsstaat aus, in der Erfüllung seiner Prinzipien beständig voranzuschreiten.
Dem Demokratieprinzip ist diese kritisch-produktive Unruhe ohnehin immanent. Aber
auch für den Rechtsstaat gilt, daß man ihn nicht als' etwas bereits Gegebenes, bloß
noch zu Konservierendes ansehen darf: das hat A. Kaufmann kürzlich betont (Das
Widerstandsrecht in Geschichte und Grundgesetz, in: Der Rechtsstaat und seine
Feinde, hrsgg. von B. Rill u. R. Scholz, 1986, S. 57 H. (65)).

86 Zurückhaltend auch Maluschke (Fn. 41), S. 145: bestenfalls könne man Kants
Betonung des Gewaltenteilungsprinzips als» Vorstufe zu einer Theorie des Verfas­

sun~staates" ansehen.
8 BVerfGE 45, 187/228.
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Qualifizierung ein wenig an das englische System der Parlamentssouveränität

erinnert. In § 52 der "Metaphysik der Sitten" heißt es:

"Alle wahre Republik aber ist und kann nichts anderes sein, als ein repräsen­
tatives System des Volkes, um im Namen desselben durch alle Staatsbürger
vereinigt, vermittelst ihrer Abgeordneten (Deputierten) ihre Rechte zu besorgen.
Sobald aber ein Staatsoberhaupt, der Person nach (es mag sein König, Adelsstand,
oder die ganze Volkszahl, der demokratische Verein) sich auch repräsentieren
läßt, so repräsentiert das vereinigte Volk nicht bloß den Souverän, sondern es ist
dieser selbst; denn in ihm (~m Volk) befindet sich ursprünglich die oberste
Gewalt, von der alle Rechte der einzelnen als bloße Untertanen (allenfalls als
Staatsbeamte) abgeleitet werden müssen, und die nunmehr errichtete Republik
hat nun nicht mehr nötig, die Zügel der Regierung aus den Händen zu lassen, und
sie denen wieder zu geben, die sie vorher geführt hatten und die nun alle neue
Anordnungen durch absolute Willkür wieder vernichten könnten"88.

Ein wichtiger Anknüpfungspunkt für den Verfassungsgedanken bleibt.

Denn klar ist, daß Kant die Französische Revolution mit ihrer verfassungge­

benden Versammlung nicht nur als punktuellen Akt, sondern als unter dem

Vorzeichen des Verfassungsprinzips der Freiheit stehendes, historisch legiti­

miertes Geschehen begreift. Man wird von daher annehmen können, daß

solch ein neuer Rechtszustand vorzüglich mit dem Mittel einer geschriebe­

nen, höherrangigen Verfassung zu stabilisieren wäre. Als Organisations­

grundgesetz (und weniger, wie von Kersting intendiert, als Grundrechtskata­

log) würde eine derartige Urkunde das gesetzgebende Parlament als rechtlich
verfaßtes konstituieren.

Auch davon bliebe aber die konkrete Ausfüllung der Rechtsbestimmungen

unberührt. Um es zu wiederholen: Wenn es der auf Nichtrepubliken zuge­

schnittenen, kontrafaktischen Kontrollüberlegung, ob ein Gesetz den Ver­

nunftprämissen der Freiheit und Gleichheit entspricht, nicht mehr bedarf,

weil die Freien und Gleichen nun realiter den vereinigten Willen des Volkes

in Gestalt eines Repräsentativgremiums bilden, wenn also das gedankliche

Surrogat infolge seiner geschichtlichen Realisierung entfällt - wer sollte dann

noch den Gesetzen dieser "wahren Republik", dieser "demokratischen Ver-

88 Kant, MdS (Fn. 49), A 213/B 242 f., S. 464 f. - Dieser Gedanke, daß wie in
Frankreich die Vertretungsorgane als (vom Monarchen selbst einberufene) "Repräsen­
tanten des ganzen Volkes" (Kant, Reflexion 8055, Akad.-Ausg. XIX (Fn. 75), S. 595)
die Souveränität an sich nehmen können (s. auch Reflexion 8018, S. 583), stellt eine
Konstante in Kants Überlegungen dar (D. Henrich, Kant über die Revolution, in:
Materialien zu Kants Rechtsphilosophie (Fn. 56), S. 359 H.). Es kann also keine Rede
davon sein, daß sich bei Kant der Gedanke der Volkssouveränität "an den transcen­
dentalen Grundgerüsten des Staates" breche (K. Borries, Kant als Politiker, 1928,
S. 185). Nur die demokratische Repräsentation durch volksgewählte Abgeordnete
akzeptiert Kant als wahrhaft republikanisch; die Repräsentation durch den Monar­
chen erweist sich demgegenüber als bloße Vorstufe, wie "jedes vorrepublikanische
Herrschaftsgebilde als Durchgangsstadium" (Kersting (Fn. 50), S. 297).
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fassung in einem repräsentativen System"S9, ihre Nichtübereinstimmung mit
der Vernunftidee des Rechts vorhalten können?

VIII. Repräsentation in der Demokratie

Mit alledem kann und soll natürlich nicht gesagt sein, daß nun plötzlich
der äußerste Idealismus allgemeinverbindlicher Vernunftdeduktionen in den
äußersten Materialismus kruder Mehrheitsbeschlüsse umschlägt. Auf keinen
Fall will Kant einer normativ ungebundenen (Schreckens-) Herrschaft der
Majorität das Wort reden. Vielmehr stehen nach wie vor alle Gesetze, auch
die demokratischen, unter dem Vernunftprinzip universaler Gültigkeit und
Konsentierbarkeit. Aber: Im Einklang mit der geschichtsphilosophisch
dimensionierten - freilich immer gefährdeten - moralischen Höherentwick­
lung der Menschengattung soll das freiheitlich-demokratische Verfahren
selbst sukzessive sicherstellen, was vordem allein die vernünftige Reflexion
sich auszudenken vermochte. Die zuweilen recht prophetisch verkündete
Idee der Verbesserung des Menschen im geschichtlichen Progreß-Prozeß
gestattet die Annahme, daß die Ordnung der gesellschaftlichen Verhältnisse
zukünftig den Vernunftpostulaten gemäß geregelt wird. Die Geschichte
selbst stellt insoweit die "Dimension einer solchen Vermittlung dar"9o.

Zwischen den pragmatischen Erörterungen der amerikanischen Verfas­
sungsväter und dem scheinbar gegensätzlichen Denkgebäude Kants besteht
nach alledem eine weit geringere Kluft als man vermuten durfte; besonders
dem Prinzip der Öffentlichkeit kommt in beiden Konzepten eine herausra­
gende Rolle zu. Es zeichnet die Studie Hallers aus, daß hier ein Brückenschlag
zwischen politischer (Rechts-) Philosophie und staatsrechtlichen Grundsatz­
fragen gewagt wurde. Von solchen weiter auszubauenden Verbindungen
könnten schließlich beide Zweige profitieren: die politische (Rechts-) Phi­
losophie geriete außer Gefahr, sich in abstrakt bleibender Prinzipienreflexion
oder narrativer Ideengeschichte zu erschöpfen, und die Verfassungsrechts­
lehre müßte sich nicht mit der (notwendigen!) dogmatischen Bearbeitung des
Textes selbst begnügen, sondern könnte verfassungshistorische und ideenge­
schichtliche Entwicklungen zu integrieren suchen.

Als wohl wichtigstes Ergebnis der vorstehenden Überlegungen verdient
festgehalten und unterstrichen zu werden, daß entgegen der falschen, weil
unhistorischen Entgegensetzung von demokrlltischer und repräsentativer
Herrschaft Repräsentation nicht das Gegenteil, vielmehr - jedenfalls unter
den Gegebenheiten moderner, institutioneller 'croßflächenstaaten - ein
Strukturelement realer Demokratie bildet, ohne daß dadurch deren "volun-

89 Kant, Akad.-Ausg. XXIII (Fn. 58), S. 166. In diesem System herrschen dann die
Freiheitsgesetze, welche "ein Volk mit reifer Vernunft ... sich selbst vorschreiben
würde" (Kant, Streit der Fakultäten (Fn. 69), A 156, S. 365).

90 R. Buhner, Geschichtsprozesse und Handlungsnormen, 1984, S. 87.
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taristischer Kern "91 zerstört würde. Das qua Repräsentation auf egalitärer
Grundlage anzustrebende staatliche Gemeinwohl ist in der Demokratie keine
vorgegebene Größe92, sondern kontingentes Produkt des allemal parteien­
staatlich vermittelten93 pluralen Prozesses politischer Willensbildun~4. In
diesem prozeßhaften Sinn ist die politische Einheit des demokratischen
Verfassungsstaates - mit Konrad Hesse zu sprechen - nicht vor-, sondern
aufgegeben95•

91 Badura (Fn. 1), Rn. 27. Pri~ipielle Anerkennung des voluntaristischen Kerns der
Demokratie auch bei U. Scheuner, Konsens und Pluralismus als verfassungsrechtliches
Problem (1976), in: ders., Staatstheorie und Staatsrecht (Fn. 45), S. 135 ff. (145 ff.,
157; S.143 Fn.31 spricht Scheuner davon, daß auch "innerhalb der Parteien das
repräsentative Prinzip wirksam" werde). - Besonders deutlich ist die Differenz des
demokratischen Monismus zum konstitutionellen Dualismus des 19. Jahrhunderts von
Hugo Preuss hervorgehoben worden. Trotz der Theorie von der Einheitlichkeit der
Staatspersönlichkeit, so schreibt er in seinem nach Ende des 1. Weltkrieges verfaßten
Artikel über Selbstverwaltung, sei der tiefgreifende "Umbildungsprozeß der Zurück­
verlegung des Staates in das Volk" (Otto von Gierke) noch keineswegs zum Abschluß
gekommen; denn im Konfliktfall erscheine "dann schließlich doch immer wieder die
Regierung an der Spitze der Beamtenhierarchie, d.h. die alte Obrigkeitsstruktur als die
eigentliche Verkörperung des ,Staates', als die berufene Trägerin seiner Interessen und
Notwendigkeiten, während ihr die Volksverttetung als ein heterogenes Element gegen­
über zu stehen scheint, als die Trägerin von Interessen und Forderungen eines
undefinierbaren Etwas, dem unsere Publizistik den Namen ,Gesellschaft' beigelegt
hat" (H. Preuss, Art. Selbstverwaltung, in: Handwörterbuch der Kommunalwissen­
schaften, hrsgg. von J. Brix u. a., Bd. 3, 1924, S. 768 ff. (770)). Volksverttetung meint
heute anders als im 19. Jahrhundert nicht die Repräsentation der Gesellschaft resp. des
"wahren Wesens des Volkes" (vgl. dazu H. Zwirner, Politische Treupflicht des Beamten
(Diss. jur. Göttingen 1956), 1987, S. 108 ff., 111) gegenüber einem auf eigenem Recht
beruhenden, präponderanten Staat, sondern Selbstherrschaft des Volkes durch seine
gewählten Vertteter (W. Mößle, Regierungsfunktionen des Parlaments, 1986, S. 135).

92 Differenzierend H. F. Zacher, Pluralität der Gesellschaft als rechtspolitische
Aufgabe, in: Der Staat 9 (1970), S. 161 ff., der die Unausweichlichkeit der Pluralität
des Staatswesens ebensosehr betont (S. 162, 172) wie die plutokratische, organisatori­
sche und aktionistische Gefährdung der egalitär-demokratischen Herrschaft
(S. 173 ff., 179 f.). Die subjektivistisch-individualistische Strukturkomponente der
pluralistischen Demokratie hebt ebenfalls hervor A. Schwan, Das Problem des Natur­
rechts in der pluralistischen Demokratie, in: Philosophisches Jahrbuch 94 (1987),
S. 297 ff. - Einen sehr guten Einblick in Ausgestaltung, Funktion und Problematik der
pluralen Interessenrepräsentation im Bereich schwieriger staatlicher" Wertentschei­
dungen" unterhalb der legislativen Ebene vermittelt E. Schreyer, Pluralistische Ent­
scheidungsgremien im Bereich sozialer und kultureller Staatsaufgaben, 1982, insb.
S. 78 ff., 82 ff., 124 ff. Von der "Notwendigkeit realer Repräsentation von Interessen"
spricht Meyn (Fn. 47), S. 370.

93 P. Badura, Die parteienstaatliche Demokratie und die Gesetzgebung, 1986.
94 Daß von dieser Pluralisierung auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungs­

gerichts nicht unberührt bleibt, zeigt I. Ebsen, Das Bundesverfassungsgericht als
Element gesellschaftlicher Selbstregulierung, 1985, S. 218 ff., 255 ff. - Zum Modell
repräsentativer Demokratie als eines Typus ,gemischter' Verfassung allgemein
D. Sternberger, Die neue Politie. Vorschläge zu einer Revision der Lehre vom Verfas­
sungsstaat, in: JöR N.F. 33 (1984), S. 1 ff.; ders., Politie und Leviathan, in: Zeugen
des Wissens, hrsgg. v. H. Maier-Leibnitz, 1986, S. 861 ff.

95 Hesse (Fn. 45), Rn. 5 ff.


